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1
Einleitung

Der Terminus „Co-Vergärung“ ist bisher nicht präzise definiert. Er bezeichnet die Mitbehandlung begrenzter Mengen eines Materials in einer Vergärungsanlage, das von den bei der Planung und Genehmigung der Anlage (zunächst) vorgesehenen Substraten in seinen materiellen oder auch nur rechtlichen Eigenschaften abweicht. Häufig erfordert eine Co-Vergärung neben technischen Anpassungen der Anlage auch genehmigungsrechtliche Änderungen. Die wichtigsten Beispiele für die Co-Vergärung sind die Mitbehandlung von Bioabfällen in Faulbehältern von Kläranlagen und in landwirtschaftlichen Vergärungsanlagen. 

Für die Betreiber ist die Mitbehandlung von festen oder flüssigen biogenen Abfällen aus vielen Gründen eine interessante Option und erfolgt daher bereits in einer Reihe von Anlagen. Freie Kapazitäten der Faulbehälter können genutzt werden und die produzierte Energie in Form von Biogas kann gesteigert werden.

Die möglichen Synergieeffekte einer Co-Vergärung, insbesondere von Klärschlamm und biogenen Abfällen, könnten noch stärker genutzt werden, wenn in der Praxis eine breitere Substratpalette als bisher realisiert würde. Wesentliche Gründe für die Einschränkung von Substraten liegen in der bisher teilweise unklaren rechtlichen Situation aber auch in einem Mangel technischer Regeln. 

Folgende wesentliche Anwendungsbereiche und Zielsetzungen der Co-Vergärung sind zu nennen:

Die Steigerung der Nutzung vorhandener Gärraumkapazitäten in kommunalen Kläranlagen oder landwirtschaftlichen Biogasanlagen durch die Zudosierung von Co-Substraten zum Basissubstrat Klärschlamm bzw. Gülle. Vielfach werden hier Reaktorkapazitäten ausgenutzt, die entsprechend der jeweiligen Zukunftserwartung bei der Anlagenplanung prognostiziert und später nicht ausgelastet wurden. Bei Neubau- und Erweiterungsprojekten werden Co-Vergärungsanlagen vielfach zur Verbesserung der Kostenstruktur, sowohl im Bereich der Investitionen als auch beim Anlagenbetrieb, erstellt.

Zu den dominierenden Zielsetzungen der Co-Vergärung ist die Optimierung stofflicher und verfahrenstechnischer Randbedingungen zu zählen. Hierzu sind neben einer Erhöhung der Biogasproduktion auch mögliche Steigerungen des Wertstoffgehaltes des Gärrückstandes, eine Verbesserung der Substratstruktur oder die günstige Beeinflussung des Puffervermögens bzw. der pH-Stabilität zu zählen. Des Weiteren kann das für die biologischen Stoffwechselprozesse wichtige C:N-Verhältnis sowie der Mix essentieller Spurenelemente bei sinnvoller Substratkombination verbessert werden. 
Für die Landwirtschaft besteht vielfach der Bedarf, eine wirtschaftliche Gülle- und Reststoffbehandlung vorzunehmen. Dabei bietet Gülle ein gutes Nährstoffpotenzial und ein ausgezeichnetes Puffervermögen, hat jedoch vergleichsweise niedrige Kohlenstoffgehalte und durch den hohen Wassergehalt schlechte spezifische Ausbeutekennwerte, so dass das Bildungspotenzial für Biogas relativ gering ist. Diese nachteiligen Eigenschaften können durch eine Co-Vergärung geeigneter Substrate (z. B. Fettabscheiderrückstände aus der Lebensmittelindustrie) deutlich kompensiert werden. Durch die nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) geregelten hohen Vergütungssätze, ist eine gewinnbringende Einspeisung der produzierten elektrischen Energie ins öffentliche Netz möglich. Dieser Aspekt tritt heute stark in den Vordergrund. Durch die Mitbehandlung von Co-Substraten kann die Energiegewinnung deutlich gesteigert werden. Dabei ist zu beachten, dass der nach § 8 II EEG eingeräumte Bonus für nachwachsende Rohstoffe (NawaRo-Bonus) im Rahmen der Stromvergütung nur bei ausschließlicher Verwendung von NawaRo erhalten bleibt. Neben der Bezuschussung der abgegebenen Energie werden auch für die Installation und den Bau der Anlagen Subventionen gewährt. 

Die Co-Vergärung bietet für viele Abfallstoffe einen unter ökologischen Aspekten vorteilhaften Verwertungsweg. Sie ermöglicht eine weitgehende Nutzung der Wertstoffe in Form des erzeugten Biogases und durch die meist landwirtschaftliche Verwertung des Gärrückstandes. Bei der landwirtschaftlichen Verwertung ist neben der Nährstoffnutzung (Düngewirkung) auch das Humusbildungspotenzial des Gärrückstandes vorteilhaft. 

2
Anwendungsbereich

Bei den technischen Regeln zum Bau und Betrieb von Co-Vergärungsanlagen und den Auswirkungen auf die Gesamtanlage besteht bisher ein Defizit. Dies gibt die Veranlassung, ein Merkblatt für die Co-Vergärung im kommunalen sowie landwirtschaftlichen Bereich zu erstellen, das gemeinsame technische und rechtliche Rahmenbedingungen enthält, um einen aufeinander abgestimmten Mindeststandard zu beschreiben. Das Merkblatt enthält daher Aussagen zur Co-Vergärung in 

· kommunalen Kläranlagen,

· Bioabfallvergärungsanlagen und

· landwirtschaftlichen Biogasanlagen 

soweit eine Vergärung im pumpfähigen Zustand erfolgt. 

Das Merkblatt richtet sich sowohl an die Betreiber von Co-Vergärungs​anlagen, als auch an Planungsbüros und Behörden, die Anlagen zur Co-Vergärung genehmigen oder überwachen. Schwerpunkt des Merkblattes sind die technischen Ausführungen zur Funktionsweise der Co-Vergärung. Darüber hinaus werden Betrachtungen zur Wirtschaftlichkeit und Hilfestellungen zur genehmigungsrechtlichen Situation gegeben. 

3
Rechtliche Rahmenbedingungen

Tabelle 1 stellt wichtige Konstellationen der Co-Vergärung dar und gibt Hinweise für die rechtliche Einordnung hinsichtlich der Anlagengenehmigung und der Verwertung des Gärrückstandes.

Grundsätzlich sind bei 

· der Co-Vergärung in Faulbehältern kommunaler Kläranlagen

· dem Bau und Betrieb von Biogasanlagen sowie

· bei der Abgabe und Verwertung des Gärreststoffes auf landwirtschaftlichen und gartenbaulichen Flächen

eine Vielzahl von Gesetzen und Verordnungen zu beachten. 
Tabelle 1:
Relevante Fälle der Co-Vergärung und ihre rechtliche Einordnung

	Co-Vergärung
	Kommunale Kläranlage
	Kommunale Anlage zur 
Bioabfallvergärung
	Landwirtschaftliche 
Biogasanlage

	Input
	Grund-substrat
	Klärschlamm
	Bioabfälle
	Gülle, Mist, Abfälle/Reststoffe 
aus dem landwirtschaftlichen 
Betriebskreislauf, Energiepflanzen (NawaRo)

	
	Co-Substrat
	Bioabfälle/biogene Stoffe 
	Klärschlamm/ biogene 
Stoffe
	Gülle etc./
NawaRo/
biogene Stoffe
	Bioabfälle
	Klärschlamm

	Genehmigung der 
Anlage i.d.R. nach
	Wasserrecht
	Abfallrecht
BImSchG
	Abfallrecht
BImSchG
	Abfallrecht
BImSchG
	Abfallrecht 
BImSchG

	Rechtliche 
Einordnung des 
Gärrückstandes 
	Klärschlamm
	Klärschlamm
	Bioabfall
	Bioabfall
	Klärschlamm

	Verwertung des Gärrückstandes nach
	AbfKlärV
	AbfKlärV
	BioAbfV
	BioAbfV
	AbfKlärV


3.1
Standortfragen und Genehmigungsverfahren

Zu den großen Vorteilen der nachträglichen Einrichtung einer Co-Vergärung auf bestehenden abwasser- oder abfalltechnischen Anlagen gehört der Standortvorteil. Denn diese Anlagen verfügen bereits über einen genehmigten Standort, der für die Abwasser- bzw. Abfallbehandlung behördlich zugelassen ist. Außerdem ist die notwendige In-frastruktur wie z. B. ein Straßenanschluss oder die Strom- und Wasserversorgung etc. vorhanden. Für die Genehmigung der Mitbehandlung weiterer Substrate zur Co-Vergärung bedarf es daher oft nur einer Erweiterung der vorhandenen Genehmigung, ohne dass ein völlig neues Planungsverfahren, ggf. mit Öffentlichkeitsbeteiligung, durchgeführt werden muss. 

3.2
Wasserrecht

Überall dort, wo die aquatische Umwelt durch den Betrieb einer Co-Vergärungs​anlage betroffen ist, muss das Wasserrecht beachtet werden.

Kläranlagen

Bei Kläranlagen gilt dies besonders, denn sie sind nach Wasserrecht genehmigt (§§ 18b, 18c Satz 1 Wasserhaushaltsgesetz – WHG – bzw. die entsprechenden Landeswassergesetze z. B. § 58 Abs. 2 Satz 1 Landeswassergesetz NRW). Die Genehmigung der Kläranlage bezieht sich dabei in der Regel auf die Behandlung von Abwasser eines bestimmten Einzugsgebietes. Auch für die Ablaufqualität der Kläranlage werden von Seiten der Behörde bestimmte Grenzwerte für die Einleitung des behandelten Wassers in den Vorfluter festgelegt (Einleitererlaubnis nach §§ 7, 7a WHG). Sollen nun zur Co-Vergärung weitere (Abfall-) Stoffe in die Kläranlage eingebracht werden, muss geprüft werden, ob dies mit dem Betrieb der Kläranlage vereinbar ist und ob das Wohl der Allgemeinheit dadurch nicht beeinträchtigt wird. Wenn dies der Fall ist, müssen diese Stoffe in die Betriebszulassung bzw. die Einleiterlaubnis der Kläranlage aufgenommen werden. Weitere Ausführungen zur wasserrechtlichen Beurteilung der Co-Vergärung auf Kläranlagen finden sich im DWA-Arbeitsbericht „Zur Zulässigkeit der Mitbehandlung organischer Stoffe in kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen -Co-Vergärung“ (DWA 2005b). 

Die genehmigungsrechtliche Situation wird auch dadurch erschwert, dass sie in den meisten Bundesländern unterschiedlich gehandhabt wird. Dies geht u. a. darauf zurück, dass Kläranlagen dem Wasserrecht unterliegen, während die Genehmigung zur Behandlung biogener Abfälle nach Abfallrecht erfolgt. Daher stellt sich die Frage, ob eine Co-Vergärung von biogenen Abfällen und Klärschlamm nach Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz oder nach Wasserhaushaltsgesetz zu genehmigen ist. 

3.3
Baurecht

Kläranlagen

Wenn zur Einrichtung einer Co-Vergärung auf einer Kläranlage bauliche Ergänzungen vorgenommen werden sollen, ist die zuständige Wasserbehörde zu informieren. Auf Kläranlagen ist hinsichtlich der Anlagen zur Vorbehandlung (Zerkleinerung, Sortierung etc.) von biogenen Abfällen zu berücksichtigen, dass diese aus Sicht des Wasserrechts nicht der Abwasserbehandlung dienen, auch wenn sie in einem engen räumlichen Zusammenhang zur Kläranlage stehen. Daher richtet sich die Genehmigungspflicht je nach Menge und Qualität der eingesetzten Stoffe nach dem Baurecht oder dem BImSchG. 

Die Faulbehälter und die nachgeordneten Behälter und Aggregate zur Schlammbehandlung unterliegen dem Wasserrecht, solange die Behandlung der zusätzlichen biogenen Abfälle untergeordnet ist, d. h. die überwiegende Menge (> 50 %) der insgesamt zu behandelnden Menge Klärschlamm ist. Sollte der Anteil der mitbehandelten Bioabfälle überwiegen, ist der Hauptzweck der Anlage eine Abfallbehandlung und eine Genehmigung muss nach Baurecht (Durchsatz kleiner 10 Mg/d) bzw. nach BImSchG (Durchsatz ab 10 Mg/d) erfolgen.

3.4
Bundes-Immissionsschutz-gesetz und UVPG

In der 4. BImSchV, Anhang 1, werden Anlagengrenzen aufgeführt, nach denen eine Zuordnung der betreffenden Anlage zum durchzuführenden Genehmigungsverfahren erfolgt. Kleinere Anlagen können demnach nach Baurecht genehmigt werden, größere nach Bundes-Immissionsschutzrecht. 

Das erste Entscheidungskriterium ist die täglich durchgesetzte Abfallmasse. Werden der Anlage mehr als 10 Mg Abfall pro Tag zugeführt, muss das Genehmigungsverfahren nach Bundes-Immissionsschutzgesetz durchlaufen werden. 
Das Genehmigungsverfahren nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird unterteilt nach „vereinfachten" (kleinen) und „förmlichen" (großen) Verfahren. Beträgt der Input 50 Mg Abfall pro Tag oder darüber, oder/und hat das Blockheizkraftwerk eine Gesamtfeuerungswärmeleistung über 1 MW ist die Anlage nach dem förmlichen Verfahren zu genehmigen. (Ziffer 8.6 und 1.1 des Anhangs der 4. BImSchV).

Die Gesamtfeuerungswärmeleistung des BHKW ergibt sich aus der Verbrennungsenergie, die dem BHKW mit dem Brennstoff (z. B. Biogas, Zündöl etc.) zugeführt wird. Wird die Gesamtfeuerungswärmeleistung eines BHKWs mit 1 MW beziffert, so entspricht dies bei einem elektrischen Wirkungsgrad von 35 % einer elektrischen Leistung des BHKW von 350 kW.

Die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung kann im Einzelfall bereits dadurch gegeben sein, dass von dem Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Dies kann auch bei Anlagen geringer Größe oder Leistung aufgrund der örtlichen Gegebenheiten der Fall sein. Bei Anlagendurchsätzen zwischen 1 Mg und 10 Mg besonders überwachungsbedürftiger Abfälle ist ein vereinfachtes Verfahren nach § 19 BImSchG durchzuführen, solange keine UVP erforderlich ist. Die Notwendigkeit der UVP wird von der zuständigen Behörde geprüft. Bei Anlagendurchsätzen über 10 Mg besteht immer eine UVP-Pflicht, d.h. es ist immer ein förmliches Verfahren nach BImSchG durchzuführen.

3.5
Hygieneanforderungen 

Die gesetzlichen Hygieneanforderungen haben zum Ziel, die Gesundheit von Menschen und Tieren zu schützen sowie Schäden an Pflanzen oder Böden zu vermeiden, indem Maßnehmen ergriffen werden, die 

· einer Freisetzung oder Übertragung von Krankheitserregern und

· einer Verbreitung von Schadorganismen 

vorbeugen (BioAbfV, § 3 (2)). 

Maßnahmen hierzu können an folgenden Stellen der Verfahrenskette ansetzen: 

–
Vorbehandlung (Pasteurisierung) des Inputmaterials (auf der Anlage oder bereits durch den Abfallerzeuger) 

–
Auslegung des Gärprozesses so, dass gleichzeitig eine Hygienisierung erfolgt (insb. thermophile Vergärung mit garantierter Mindestverweilzeit)

–
Nachbehandlung des Gärrückstandes, z. B. Pasteurisierung, Separierung und aerobe Nachrotte (Kompostierung) der Feststoffe

–
Anforderungen an die Ausbringungstechnik bei landwirtschaftlicher Verwertung

–
Anforderungen an die Verfahrenstechnik anderer nachgelagerter Entsorgungsoptionen. 

3.5.1
Hygieneanforderungen an das Substrat und das Behandlungsverfahren

Die Hygieneanforderungen richten sich zunächst nach den auf der Anlage angenommenen Substraten:

· Bioabfälle aus der getrennten häuslichen Sammlung sowie rein pflanzliche Bioabfälle (Strauchschnitt etc), unterliegen den Hygieneanforderungen der Bioabfallverordnung (insb. § 3 und Anhang 2).

Bei Co-Vergärung von Bioabfällen in einer Anlage, die den Gärrückstand einer Verbrennung zuführt, gelten die Anforderungen der Bioabfallverordnung nicht (d. h. keine Hygieneanforderungen, sofern die zuständige Behörde im Zuge der Genehmigung nichts Abweichendes festlegt). 

· Bioabfälle die tierische Nebenprodukte enthalten (z. B. Abfälle aus Gastronomie) und Tierische Nebenprodukte, unterliegen den besonderen Anforderungen der europäischen und nationalen Hygieneregelungen zum Umgang mit diesen Materialien, wobei u. a. für Wirtschaftsdünger (Gülle, Jauche und Festmist etc.) Sonderregelungen gelten. Wird der Gärrückstand einer Verbrennung zugeführt, kann im Einvernehmen mit der zuständigen Behörde ggf. auf Hygieneanforderungen verzichtet werden. 

· Nachwachsende Rohstoffe unterliegen 

a) keinen Hygieneanforderungen, wenn sie einer Anlage zugeführt werden, in der ausschließlich nachwachsende Rohstoffe und Wirtschaftsdünger behandelt werden und der Gärrückstand nicht als Düngemittel in Verkehr gebracht wird (insb. hofeigene Anlagen), 

b) den Vorgaben der Bioabfallverordnung, wenn sie einer Abfallvergärungsanlage zugeführt werden sowie der Düngemittelverordnung wenn der Gärrückstand landwirtschaftlich verwertet wird,

c) bei Co-Vergärung im Faulbehälter einer Kläranlage den Qualitätsanforderungen der Bioabfallverordnung
) sowie der Düngemittelverordnung, wenn die Kläranlage Ihre Schlämme ganz oder teilweise landwirtschaftlich verwertet.
 

Für Kläranlagen, die Ihre Klärschlämme der Verbrennung zuführen, können ggf. mit der Genehmigungsbehörde geringere Anforderungen abgestimmt werden. 

Die Anforderungen an die seuchen- und phytohygienische Unbedenklichkeit von Bioabfällen sind in § 3 und im Anhang 2 der BioAbfV geregelt. Für Vergärungsanlagen fordert der Anhang 2 insbesondere, dass eine Mindesttemperatur von 55 °C über einen Zeitraum von 24 Stunden sowie eine hydraulische Verweilzeit im Reaktor von mindestens 20 Tagen eingehalten wird. 

Bei niedrigeren Betriebstemperaturen oder kürzerer Einwirkungszeit muss entweder eine thermische Vorbehandlung der Inputmaterialien (70 °C; 1 Stunde) oder eine entsprechende Nachbehandlung der Produkte (Erhitzung auf 70 °C; 1 Stunde) bzw. eine aerobe Nachrotte der separierten Gärrückstände (Kompostierung) durchgeführt werden. 

Diese Anforderungen gelten nicht für die Behandlung von Wirtschaftsdüngern und NawaRo in landwirtschaftlichen Kofermentationsanlagen solange diese keine Abfälle annehmen („NawaRo-Anlagen, einzelbetriebliche und Gemeinschaftsanlagen), soweit Bestimmungen des Tierseuchenrechts dem nicht entgegenstehen. 

Noch nicht hygienisierte Inputmaterialien sind so aufzubewahren, dass sie nicht mit bereits erhitzten, kompostierten oder vergorenen Materialien in Berührung kommen können.

Werden einer Vergärungsanlage tierische Nebenprodukte zugeführt, sind insbesondere auch folgende rechtliche Grundlagen zu berücksichtigen: 

· Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 […] mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte vom 3. Oktober 2002, zuletzt geändert durch Verordnung (EG) Nr. 208/2006 […] zur Änderung der Anhänge VI und VIII der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 […] hinsichtlich der Verarbeitungsstandards für Biogas- und Kompostieranlagen sowie der Bestimmungen über Gülle vom 7. Februar 2006 und der Verordnung (EG) Nr. 185/2007. (Im folgenden wird der konsolidierte Text als EU-Hygieneverordnung bezeichnet.)

· Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz (TierNebG) vom 25. Januar 2004. (Umsetzung der EU-Hygieneverordnung auf nationaler Ebene)
· Verordnung zur Durchführung des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes (TierNebV) – Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsverordnung vom 27. Juli 2006

· Tierseuchengesetz (TierSG) vom 22. Juni 2004

Für tierische Nebenprodukte, die mit der getrennten häuslichen Bioabfallsammlung erfasst werden (z. B. Knochen, Reste von Fleisch- und Wurstwaren etc.), gelten diese Anforderungen nicht. Die oben genannten Vorgaben der Bioabfallverordnung sind jedoch zu einzuhalten. 

Demgegenüber unterliegen getrennt zu sammelnde gewerbliche Küchen- und Speiseabfälle aus Gastronomie oder Lebens-/Futtermittel verarbeitenden Betrieben, die für die Verwendung in einer Vergärungsanlage oder zur Kompostierung bestimmt sind, den Regelungen der EU-Hygieneverordnung 1774/2002. Da aufgrund dieser europäischen Regelungen seit Oktober 2006 die Verfütterung von Küchen- und Speiseabfällen nicht mehr gestattet ist, finden diese Abfälle vermehrte Anwendung im Rahmen der Co-Vergärung. 

Die tierischen Nebenprodukte werden nach EU- VO Nr. 1774/2002 und TierNebG in drei Kategorien eingeteilt, wobei Material der Kategorie 1 das höchste seuchenhygienische Risiko aufweist (z. B. Körperteile BSE-verdächtiger oder erkrankter Tiere) und Material der Kategorie 3 das geringste Risiko (z. B. ehemalige Lebensmittel tierischer Herkunft mit Herstellungsfehlern). Welche Materialien den jeweiligen Kategorien angehören, wird detailliert in Artikel 4, 5 und 6 der EU-Hygieneverordnung definiert. Tabelle 3 gibt hierzu einen Überblick wichtiger Materialien sowie der möglichen Behandlungsoptionen. 

Die EU-Hygieneverordnung listet im wesentlichen fünf unterschiedliche Methoden zur Hygienisierung tierischer Nebenprodukte zuzüglich einer Standardmethode die – abgesehen von bestimmten Ausnahmen – als Entseuchungsabteilung im Rahmen der Zulassung von Biogas- und Kompostanlagen gefordert wird (EG-VO 1774/2002 Artikel 15 i.V.m. Anhang VI). 

Die Tabelle 4 enthält die wichtigsten Parameter der Behandlungsmethoden. Dabei sind bei den Methoden 2 bis 5 die gelisteten Temperatur–Zeit-Kombinationen additiv durchzuführen. So ist z. B. bei Methode 3 das Material auf 30 mm zu zerkleinern und anschließend für mindestens 95 Minuten auf eine Kerntemperatur von über 100°C, danach für mindestens 55 Minuten auf eine Kerntemperatur von über 110°C und für mindestens 13 Minuten auf eine Kerntemperatur von über 120 °C zu erhitzen. Die Methoden sind im Anhang V „Allgemeine Hygienevorschriften für die Verarbeitung von Material der Kategorien 1, 2 und 3“ der EU-Hygieneverordnung detailliert beschrieben (Anlage 4). Im Zusammenhang mit den in diesem Merkblatt behandelten anaeroben Vergärungsverfahren ist jedoch nur die Methode 1 (3 bar, 133 °C, 20 Min, 50 mm) und vor allem das Standardverfahren (70°C, 60 Min, 12 mm) von praktischer Bedeutung, da diese die wesentliche Voraussetzung für eine Verarbeitung von Materialien der Kategorie 2 und Kategorie 3 sind. 

Biogene Stoffe, die der EU-Hygieneverordnung bzw. dem TierNebG unterliegen und die als Co-Substrate einer Vergärung mit mesophiler Prozessführung zugeführt werden, müssen gemäß Tabelle 3 einer hygienisierenden Behandlung unterzogen werden. Abweichend davon können seit 1. Januar 2007 andere Verfahrensparameter nach Validierung zugelassen werden (VERORDNUNG (EG) Nr. 208/2006). Hinsichtlich der Zulassung der Anlagen denen solches Material zugeführt wird, regelt Artikel 15 der EU-Hygieneverordnung folgendes: 

Artikel 15

Zulassung von Biogasanlagen und 
Kompostieranlagen

(1) Biogasanlagen und Kompostieranlagen bedürfen der Zulassung durch die zuständige Behörde.

(2) Um zugelassen zu werden, müssen Biogasanlagen und Kompostieranlagen folgende Bedingungen erfüllen:

a) Sie erfüllen die Anforderungen des
 Anhangs VI Kapitel II Abschnitt A;

b) sie behandeln und verarbeiten tierische Nebenprodukte nach Maßgabe von 
Anhang VI Kapitel II Abschnitte B und C;

c) sie werden von der zuständigen Behörde gemäß Artikel 26 kontrolliert;

d) sie legen Methoden zur Überwachung und Kontrolle der kritischen Kontrollpunkte fest und wenden diese an;

e) sie stellen sicher, dass Fermentationsrückstände und Kompost gegebenenfalls die mikrobiologischen Normen gemäß 
Anhang VI Kapitel II Abschnitt D erfüllen.

(3) Bei Nichteinhaltung der Zulassungsvoraussetzungen wird die Zulassung unverzüglich ausgesetzt.

Der Anhang VI der EU-Hygieneverordnung ist dem Merkblatt als Anlage 5 beigefügt. 

Demnach müssen Vergärungsanlagen insbesondere über eine unumgehbare Pasteurisierungs-/ 
Entseuchungsabteilung verfügen, die folgende Parameter gewährleistet: 

· Höchstteilchengröße 12 mm

· Mindesttemperatur 70 °C

· Aufenthaltszeit ohne Unterbrechung 60 Min.

Eine solche Vorbehandlung ist jedoch nicht notwendig, wenn


· nur tierische Nebenprodukte (der Kategorie 2 und 3) verarbeitet werden, die zuvor der Verarbeitungsmethode 1 unterzogen wurden, 

· nur Material der Kategorie 3 verarbeitet wird, das an einem anderen Ort pasteurisiert/entseucht wurde (70 °C, 60 Min), oder 

· nur tierische Nebenprodukte verarbeitet werden, die ohne Vorbehandlung verwendet werden dürfen, das sind:


–
Darminhalt, der vom Magen und Darmtrakt getrennt wurde,

–
Gülle (bei hofinternen Biogasanlagen)

–
Milch, Kolostrum und Milcherzeugnisse soweit durch die zuständige Behörde genehmigt. 

Weiterhin definiert Anhang VI der EU-Hygiene-verordnung (siehe Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden.) insbesondere Anforderungen in folgenden Bereichen:
· Lagerung, Transport, Reinigung von Containern/Behältern und aller Anlagenbereiche

· Erstellung eines Ungezieferbekämpfungsplanes

· Durchführung von Hygienekontrollen

· Vermeidung von Rekontaminationen durch geeignete getrennte Lagerung 

Zur Überwachung des Verfahrens sind den Fermentationsrückständen repräsentative Proben zu entnehmen, die folgende Anforderungen einhalten müssen: 

· während oder unmittelbar nach der Verarbeitung müssen in 1 g Material die Anzahl der Bakterien Escherichia coli oder Enterococcaceae in vier Proben unter 1.000 liegen, wobei eine Probe maximal bei 5.000 liegen kann. 

· während oder unmittelbar nach der Auslagerung aus der Vergärungsanlage dürfen keine Salmonellen in 50 g Material nachweisbar sein. 

Zusammenfassend kann hinsichtlich der Verarbeitung tierischer Nebenprodukte in Vergärungsanlagen folgendes festgehalten werden: 

Material der Kategorie 1 kann in (Co-) Vergärungsanlagen praktisch nicht verarbeitet werden. Es ist möglichst unverzüglich zu verbrennen. 

Material der Kategorie 2 ist vor einer Vergärung oder Co-Vergärung einer Behandlung nach der Methode 1 (50 mm, 20 Min, 133 °C, 3 bar) zu unterziehen und wenn möglich bzw. sinnvoll mit einem Geruchsstoff zu markieren
). Die Vergärungsanlage muss nach Artikel 15 der EU-Hygieneverordnung zugelassen sein, d.h. die Anlage erfüllt insb. die Anforderungen des Anhangs VI, Kapitel II, welcher diesem Merkblatt als Anhang 5 beigefügt ist. Ausgenommen hiervon ist Darminhalt, der vom Magen und Darmtrakt getrennt wurde und Gülle solange diese nicht in Verkehr gebracht wird, d.h. im betriebsinternen Kreislauf verbleibt. Vor einem In-Verkehr-Bringen müssen Gülle, verarbeitete Gülle und verarbeitete Gülleprodukte einer Hitzebehandlung (70 °C, 60 min, oder vergleichbare, noch festzulegende Bedingungen) unterzogen werden. Sie müssen 


· frei von Salmonellen 

(bezogen auf 25 g Probemenge),


· frei von Enterobacteriaceae (< 300/ 1 g), und

· zur Verringerung Sporen bildender Bakterien und der Toxinbildung behandelt worden sein.

Material der Kategorie 3 muss vor einer Vergärung oder Co-Vergärung einer Entseuchung durch Erhitzen auf 70 °C während 60 Minuten unterzogen werden, wobei eine Teilchengröße 12 mm nicht überschritten werden darf. 

Milch, Kolostrum und Milcherzeugnisse der Kategorie 3 können mit Genehmigung der zuständigen Behörde ohne eine solche Behandlung verwendet werden. Die Vergärungsanlage muss nach Artikel 15 der EU-Hygieneverordnung zugelassen sein, d.h. es sind insb. die Anforderungen des Anhangs VI, Kapitel II der EU-Hygiene-verordnung einzuhalten, der diesem Merkblatt als Anhang 4 beigefügt ist. Bild 1 gibt einen Überblick zu den wichtigsten Hygieneanforderungen bei der Vergärung biogener Stoffe. 

Die Co-Substrate können immer dann direkt dem Gärprozess zugeführt werden, wenn eine entsprechende Hygienisierung der pflanzlichen bzw. tierischen Produkte bereits durch den Abfallerzeuger vorgenommen wurde.

3.5.2
Hygieneanforderungen bei landwirtschaftlicher Verwertung

Werden die Gärrückstände als Düngemittel, Bodenhilfsstoff, Kultursubstrat oder Pflanzenhilfsmittel verwertet, sind die Hygieneanforderungen der Düngemittelverordnung zu beachten. Entsprechend dem vom BMELV im Mai 2007 vorgelegten Entwurf zur Novellierung der Düngemittelverordnung ist davon auszugehen, dass künftig alle Düngemittel, die in Verkehr gebracht werden, folgende Anforderungen einhalten müssen:
· Seuchenhygiene:
Kein Nachweis von Salmonellen in 50 g Probematerial.

· Phytohygiene: 
Pflanzliche Ausgangsstoffe dürfen nicht von widerstandsfähigen Schadorganismen befallen sein. 

Des Weiteren sieht der Verordnungsentwurf vor, dass Klärschlämme von den o.g. Anforderungen ausgenommen werden, wenn deren Verwertung nach bestimmten Vorgaben erfolgt (u. a. sofortige Einarbeitung, Rückverfolgbarkeit der aufgebrachten Schlämme zur abgebenden Kläranlage). Die genauen Bedingungen dieser Regelungen sind der endgültigen Fassung der neuen Düngemittelverordnung zu entnehmen, die voraussichtlich Anfang 2008 verabschiedet wird. 

3.5.3
Hygieneanforderungen bei thermischer Entsorgung des Gärrückstandes

In der Regel werden Gärrückstände aus kommunalen Biogasanlagen landwirtschaftlich verwertet. Ist eine landwirtschaftliche/landschaftsbauliche Verwertung des Gärrückstandes nicht möglich, verbleibt in Deutschland als relevante Entsorgungsoption i.d.R. nur die thermische Behandlung nach vorheriger Entwässerung (evtl. auch Trocknung) des Gärrückstandes, da eine Deponierung aufgrund der Ablagerungskriterien der Deponieverordnung (GV < 5 %) nicht mehr möglich ist. 

Wird der Gärrückstand (nach Entwässerung) einer Verbrennung zugeführt, sind die Vorgaben der Bioabfallverordnung, der Düngemittelverordnung sowie der EU-Hygieneverordnung 1774/2002 nicht bindend.
Tabelle 2: 
Kategorien für die Hygienisierung von tierischen Nebenprodukten und für Vergärungsanlagen relevante Behandlungsoptionen (nach (EG) 1774/2002 und TierNebG)
	Kategorie
	Kategorie 1-Material
	Kategorie 2-Material
	Kategorie 3-Material

	Material
	alle Körperteile einschließlich Haut BSE-verdächtiger Tiere, Versuchstiere, Wildtiere

Küchen- und Speiseabfälle aus dem grenzüberschreitenden Verkehr
	Gülle sowie Magen- und Darminhalte 
(Sonderregelung!)

Tiermaterial, das bei der 
Behandlung von Abwässern aus Schlachthöfen gesammelt wird einschließlich Siebreste, Abfall aus Sandfängen, Fett-/ 
Ölgemische, Schlämme und Material aus den Abflussleitungen solcher Anlagen
	Schlachtkörperteile

Häute, Hufe, Hörner, Schweineborsten, Federn

Blut von anderen Tieren 
als Wiederkäuern

Rohmilch

Küchen- und Kantinenabfälle

	Behandlung
	unverzügliche Abholung und Verbrennung 
oder
Behandlung nach 
Methode 1 bis 5 (Methode 1 auf Verlangen der Behörde) und 
Geruchsstoffmarkierung
und 
Verbrennung
	wie Kategorie 1 

oder 
Behandlung nach Methode 1 
und 
Geruchsstoffmarkierung 
und
Verarbeitung in einer nach Artikel 15 zugelassenen Biogas- oder Kompostieranlage 
	wie Kategorie 2 

oder 
Verarbeitung in einer nach Artikel 15 zugelassenen Biogas- oder Kompostieranlage, d.h. Entseuchung (12 mm, 
70 °C, 60 Min)
Ausnahme: Milch, Kolostrum und Milcherzeugnisse sofern Genehmigung durch zuständige Behörde erfolgt. 


Tabelle 3: 
Verarbeitungsmethoden nach VERORDNUNG (EG) Nr. 1774/2002; KAPITEL III
	
	Methode 1
	Methode 2
	Methode 3
	Methode 4
	Methode 5
	„Standard“
Anlagen-zulassung

	Zerkleinerung
	50 mm
	150 
mm
	30 mm
	30 mm
	20 mm
	12 mm

	Zeit und 
Temperatur

	20 min

133 °C

	125 
min

100 °C

120 min

110 °C

50 min

120 °C
	95 min

100
°C

55 min

110
°C

13 min

120 °C
	16 min

100 °C

13 min

110
°C

8 min

120
°C

3 min

130
°C
	120 
min

80 °C

60 min

100
°C
	60 min

70°C
(Chagenbetrieb)

	Druck
	≥ 3 bar
	keine Vorgabe
	keine Vorgabe
	keine Vorgabe
	keine Vorgabe
	keine Vorgabe
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Hygieneanforderungen bei der Vergärung  

Bioabfälle  

Rein pflanzliche  Bioabfälle   (z.B. Strauchschnitt)   Bioabfall aus der  getrennten häuslichen  Sammlung  

Hygieneanforderung   nach BioAbfV :      55 °C, 24   h, hydraul.  Verweilzeit >20   d   oder    Vor -  oder  Nachbehandlung bei   70   °C, 1   h   oder     aerobe Nachrotte  

Bioabfälle    die tierische  N ebenprodukte  enthalten  

Tierische Nebenprodukte   (Tierkörperteile, Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die nicht für den menschlichen Verzehr bestimmt sind)   

Zuordnung des Materials  entsprechend der Definition der EG  1774/2002  

NawaR o  

NawaRo   wenn   Inputstoffe  ausschließlich  NawaRo und  Wirtschafts - dünger (Gülle)    

Keine Hygiene - anforderung     an das  Inputmaterial  oder den  Gärprozess  

bei Behandlung in  Abfallvergärungs - anlage    oder Faulbehälter  einer Kläranlage   

Milch,  Kolostrum,   Milcherzeugnisse   soweit durch  Behörde  genehmigt,    sonst  wie Material  Kat 1   bis 3  

      Keine Hygienanforderungen       an das Inputmaterial oder den Gärprozess  

Darminhalt,   der vom Magen   und Darmtrakt  getrennt wurde   Gülle   die  nicht  in  Verkehr gebracht  wird       sonst  vor  Inverkehrbringung:   70   °C, 60 Min  

„Sonderregelungen “  


Bild 1: 
Übersicht zu den Hygieneanforderungen bei der Vergärung
3.6
Rechtliche Anforderungen an die Verwertung der Gärprodukte

In der Regel erfolgt die Verwertung der Gärprodukte nach den Vorgaben der Bioabfallverordnung bzw. Klärschlammverordnung und dem Düngemittelrecht.

3.6.1
Bioabfallverordnung (BioAbfV)

Die Bioabfallverordnung (BioAbfV) regelt die Aufbringung von Bioabfällen – auch in Mischungen mit Wirtschaftsdüngern – auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich und gärtnerisch genutzten Böden. Anhang 1 der BioAbfV umfasst eine Auflistung für die Verwertung auf Flächen grundsätzlich geeigneter Bioabfälle sowie mineralische Zuschlagstoffe.

Sofern in einer Biogasanlage Bioabfälle vergoren werden, unterliegt die landwirtschaftliche Verwertung des Gärrückstandes der Bioabfallverordnung und dem Düngemittelrecht. Werden auch Klärschlämme mitbehandelt, gilt für die Verwertung des Gärrestes anstelle der Bioabfallverordnung die Klärschlammverordnung. Näheres hierzu ist in Abschnitt 6.2 ausgeführt.

3.6.2
Klärschlammverordnung 
(AbfKlärV)

Die Klärschlammverordnung (AbfKlärV) regelt die Anwendung von Klärschlamm auf landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten Böden. Sie legt auch fest, dass alle unter Verwendung von Klärschlamm hergestellten Gemische der AbfKlärV unterliegen. Damit unterliegen auch alle Gemische, die durch Co-Vergärung mit Klärschlamm entstanden sind, hinsichtlich ihrer landwirtschaftlichen Verwertung den Regelungen der Klärschlammverordnung und des Düngemittelrechts.

Zur Frage der Zulässigkeit der landwirtschaftlichen Verwertung von Schlämmen aus Kläranlagen, die in ihren Faulbehältern biogene Abfälle mitbehandeln, hat die Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord (Düngemittelverkehrskontrolle) in einem Schreiben vom 02. Februar 2006 „Erläuterungen für die Verwertung von Klärschlämmen unter Berücksichtigung abfallrechtlicher und düngemittelrechtlicher Vorschriften, Stand: 01.02.06“ gegeben. Zur Co-Vergärung in kommunalen Kläranlagen wird dort folgendes ausgeführt:

“Sowohl aus abfall- als auch düngemittelrechtlicher Sicht ist es nicht verboten, ein zulässigerweise hergestelltes Gemisch aus Klärschlamm mit anderen geeigneten Stoffen nach Anlage 2 Tabelle 11 und 12 DüngeMV (= geeignete Stoffe definierter Herkünfte) in einem Faulbehälter (Fermenter) zu vergären. Für die anschließende Verwertung auf landw. Flächen sind die AbfKlärV, die DüngeMV und die DüngeV zu beachten. Die AbfKlärV gilt in diesem Fall auch für eingesetzte Bioabfälle; die BioAbfV kommt hier nicht zur Anwendung“. 

Die Zugabe geeigneter Co-Substrate ist demnach als zulässige Herstellung eines Klärschlammgemisches nach § 2 der Klärschlammverordnung einzustufen. In § 2 Abs. 2 AbfKlärV ist geregelt: „Klärschlammgemische sind Mischungen aus Klärschlamm mit anderen geeigneten Stoffen nach Anlage 2 Tabellen 11 und 12 der Düngemittelverordnung in der jeweils geltenden Fassung.“

Somit können im Rahmen der Co-Vergärung auf Kläranlagen die in den Tabellen 11 und 12 der Anlage 2 der Düngemittelverordnung gelisteten Stoffe eingesetzt werden (Positivliste). Eine anschließende landwirtschaftliche Verwertung richtet sich in gleicher Weise wie bei einer üblichen Klärschlammverwertung nach den Vorgaben der Klärschlammverordnung und des Düngerechts. 

Weitere Ausführungen zur Klärschlammverordnung siehe Abschnitt 6.2.

3.6.3
Dünge- und Düngemittelverordnung

Im Mai 2007 wurde vom Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV) ein Entwurf zur Novelle der Düngemittelverordnung veröffentlicht. Dieser Entwurf sieht vor, dass auf Kläranlagen, die ihre Schlämme ganz oder teilweise landwirtschaftlich verwerten, nur Bioabfälle mitbehandelt werden dürfen, deren Qualität den Vorgaben der Bioabfallverordnung entspricht. Somit kann davon ausgegangen werden, dass künftig als Positivliste für die zur Co-Vergärung auf Kläranlagen zulässigen Stoffe der Anhang 1 der Bioabfallverordnung zu sehen ist.

Für Kläranlagen, die ihre Schlämme einer thermischen Behandlung zuführen, gelten diese Einschränkungen der Düngemittelverordnung zunächst nicht. Es ist jedoch denkbar, dass sich die Genehmigungsbehörden bei der Zulassung von Co-Substraten an den für die landwirtschaftliche Verwertung getroffenen Vorgaben orientieren. 
Grundsätzlich dürfen Düngemittel nur gewerbsmäßig in Verkehr gebracht werden, wenn sie den Vorgaben des Düngemittelgesetzes und der Düngemittelverordnung entsprechen. Die im Anhang 1 der Düngemittelverordnung aufgeführten Düngemitteltypen sind unter der Maßgabe zugelassen, dass bei Verwendung von Klärschlamm und Bioabfall die Anforderungen der Klärschlammverordnung (AbfKlärV) bzw. der Bioabfallverordnung (BioAbfV) an die stoffliche Zusammensetzung und Behandlung erfüllt sind. 

3.7
Vergütung nach EEG

Das Gesetz über den Vorrang erneuerbarer Energien (EEG vom 21. Juli 2004
)) regelt ausschließlich die Stromeinspeisung aus erneuerbaren Quellen, soweit nicht die regenerative Stromerzeugung erst durch eine Stütz- oder Zündfeuerung möglich ist, wie bei der Verstromung des Biogases in Zündstrahlmotoren.

Danach verbessern sich die Rahmenbedingungen für kleine und mittlere Anlagen deutlich, wenn ausschließlich nachwachsende Rohstoffe und Gülle eingesetzt werden. 

Der Anwendungsbereich des EEG-Gesetzes gilt auch für Biogas, das an einem Ort erzeugt, nach geeigneter Aufbereitung in ein Gasnetz eingespeist und dann an einem anderen Ort des Netzes der energetischen Nutzung zugeführt wird. Hier muss lediglich ein rechnerischer Nachweis geführt werden, dass die entnommene Energiemenge dem Energiegehalt des vorher eingespeisten Biogases entspricht.

Weiterhin regelt das EEG, wie die Kosten für die technischen Einrichtungen zur Stromeinspeisung zwischen Netzbetreiber und Betreiber der Vergärungsanlage verteilt werden. Der Netzbetreiber ist verpflichtet, einen Anschluss an das Versorgungsnetz zur Verfügung zu stellen und die Weiterleitung eingespeisten Stromes zu gewährleisten. Ist dazu ein Netzausbau bzw. eine Netzerweiterung von Nöten, müssen die entstehenden Kosten vom Netzbetreiber getragen und transparent dargestellt werden. Die Heranführung und den Anschluss der Biogasanlage an den technisch und wirtschaftlich günstigsten Verknüpfungspunkt des Netzes trägt der Biogasanlagenbetreiber. Dieser kann den Netzbetreiber selbst oder aber einen fachkundigen Dritten mit dem Anschluss beauftragen.

Die Vergütungssätze werden in Abhängigkeit von der Anlagengröße und den eingesetzten Substraten differenziert. Innovations- und Investitionsanreize ergeben sich aus Zuschlägen für den Einsatz neuer Technologien und bei Realisierung von Wärmenutzungskonzepten (Tabelle 5).

Regelung Altanlagen: Die im Jahr der Inbetriebnahme gültigen Vergütungen und Zuschläge werden für die Dauer von 20 Jahren gewährt. 

Regelung Neuanlagen: Für Anlagen, die ab dem 1. Januar 2005 in Betrieb gehen, werden die Vergütungssätze jährlich jeweils um 1,5 Prozent des Vorjahreswertes abgesenkt. 

Regelung – Zündstrahlmotoren: Zündstrahlmotoren, die ab dem 1. Januar 2007 in Betrieb genommen werden, müssen zur Zünd- und Stützfeuerung ausschließlich Biomasse oder Pflanzenölmethylester verwenden, ansonsten entfällt die Vergütungspflicht.

3.8
Biomasseverordnung (BiomasseV)

Mit dem Inkrafttreten der Biomasseverordnung im Juni 2001 ist der Begriff der Biomasse im Gesetz definiert. Die Biomasseverordnung regelt somit, welche Stoffe für den Anwendungsbereich des EEG als Biomasse anerkannt werden und welche nicht (vgl. Tabelle 6). Sie regelt auch, welche technischen Ver​fahren zur Stromerzeugung aus Biomasse in den Anwendungsbereich des EEG fallen sowie welche Umweltanforderungen einzuhalten sind.
Tabelle 4:
Gültige Vergütungssätze für Klärgas und Biogas nach EEG [EEG vom 21. Juli 2004]
	
	Voraussetzungen
	Mindestvergütungssätze ab 
Inkrafttreten des Gesetzes

	Klärgas
	bis einschließlich einer 
Leistung von 500 kWel
bis einschließlich einer 
Leistung von 5 MWel
	
7,6 Cent/kWh


6,65 Cent/kWh

	Biogas
	Anlagenleistung bis 
einschließlich 150 kWel 

Anlagenleistung bis 
einschließlich 500 kWel
Anlagenleistung bis einschließlich 5 MWel 

Anlagenleistung bis einschließlich 20 MW 
	
11,50 Cent/kWh


9,90 Cent/kWh

8,90 Cent/kWh

8,40 Cent/kWh

	„NawaRo“-Bonus
	Stromgewinnung ausschließlich aus Pflanzen- und Pflanzenbestandteilen 
die keiner weiteren als der zu ihrer Ernte, Konservierung oder Nutzung in der 
Biogasanlage erfolgten Aufbereitung oder Veränderung unterzogen wurde und/oder Gülle im Sinne der EG-Verordnung 
Nr. 1774/2002a
	6 Cent pro Kilowattstunde zusätzlich für Anlagen mit einer Leistung bis einschließlich 500 kWel
4 Cent pro Kilowattstunde zusätzlich für Anlagen mit einer Leistung bis einschließlich 5 MWel

	Technologie-Bonus
	Bei Einsatz neuer Technologien 
(Trockenvergärung, thermochemische 
Vergasung, Brennstoffzelle, Gasturbine, Dampfmotor, Organic-Rankine, 
Kalina-Cycle)b
	2 Cent pro Kilowattstunde zusätzlich 
für Anlagen mit einer Leistung bis einschließlich 5 MWel

	KWK-Bonus
	Wärmenutzung aus KWK-Anlagen
	2 Cent pro Kilowattstunde zusätzlich für Anlagen mit einer Leistung bis einschließlich 20 MWel, ausschließlich für Strom im Sinne des KWK-Gesetzes


a) oder Schlempe aus Brennerei gemäß § 25 des Gesetzes über das Branntweinmonopol

b) der Technologiebonus wird nur in Verbindung mit Kraft-Wärmekopplung gewährt

4
Substrate

4.1
Allgemeine Eigenschaften

Biologische Abbaubarkeit

Die biologische Abbaubarkeit von Materialien, die der Co-Vergärung zugegeben werden sollen, muss unter anaeroben Bedingungen vorhanden sein. Dazu soll die Abbaubarkeit des organischen Anteils (oTR) des Co-Substrats innerhalb der Faulzeit mindestens 50 % betragen. Der organische Anteil bezogen auf den Glühverlust sollte dafür im Co-Substrat größer als 50 % sein. Bei den meisten organischen Rest- und Abfallstoffen ist dies der Fall. Abweichend von diesen orientierenden Eckpunkten können auch Materialien für die Co-Vergärung interessant sein, die zwar diese Anforderungen nicht erfüllen aber für den anaeroben Abbauprozess oder die Verwertbarkeit der Gärrückstände günstige Eigenschaften aufweisen wie z. B. Nährstoffe, Spurenelemente oder strukturgebende Materialien. Holzige Stoffe sind allgemein dafür bekannt, dass sie nicht direkt vergoren werden können. Dies sind z. B. Holz, Strauchschnitt, Häcksel und Sägemehl. Solche pflanzlichen Strukturmaterialien, die in hohem Maße Lignin oder mit Lignin inkrustierte Lignocellulose enthalten, sind meist besser für die Kompostierung geeignet. Evtl. kann sich jedoch bei einer Co-Vergärung mit nachgeschalteter Entwässerung der Gärprodukte eine begrenzte Zugabe dieser Strukturmaterialien zur Verbesserung des Entwässerungsverhaltens der Gärprodukte als vorteilhaft erweisen. Federn sind ebenfalls sehr schwer anaerob vergärbar. Auch diese eignen sich besser für eine Kompostierung. Hier liegt der Grund in der Benetzbarkeit mit Wasser und an der Härte und Trockenheit des Materials.

Die Anhänge 2 und 3 geben Empfehlungen für geeignete Co-Substrate.
Tabelle 5: 
Für den Anwendungsbereich des EEG anerkannte/nicht anerkannte Biomassen 
gemäß BiomasseV vom 21. Juni 2001, zuletzt geändert am 09. August 2005
)
	Anerkannte Biomassen (§ 2 BiomasseV)
	Nicht anerkannte Biomassen (§ 3 BiomasseV)

	· Pflanzen- und Pflanzenbestandteile

· aus Pflanzen und Pflanzenbestandteilen 
hergestellte Energieträger

· Abfälle und Nebenprodukte pflanzlicher und tierischer Herkunft aus der Land-, Forst- und
Fischwirtschaft

· Bioabfälle

· aus Biomasse durch Vergasung oder Pyrolyse erzeugtes Gas

· aus Biomasse erzeugte Alkohole

· Altholz

· Pflanzenölmethylester

· Treibsel aus der Gewässerpflege, 
Uferpflege und -reinhaltung

· durch anaerobe Vergärung erzeugtes Biogas
	· fossile Brennstoffe

· Torf

· gemischte Siedlungsabfälle

· Altholz, wenn
- PCB/PCT-Gehalt > 0,005 Gewichtsprozent 
  oder 
- Quecksilbergehalt > 0,0001 Gewichtsprozent

· Papier, Pappe, Karton

· Klärschlamm

· Hafenschlick und sonstige Gewässerschlämme
und -sedimente

· Textilien

· Tierkörper, Tierkörperteile und Erzeugnisse, die nach dem TierNebG in Tierkörperbeseitigungs-
anstalten zu beseitigen sind und Stoffe, die aus deren Beseitigung entstanden sind

· Deponiegas

· Klärgas


Ausreichende Konzentration

Das zu vergärende Gut sollte eine ausreichende Konzentration an anaerob abbaubarem organischen Kohlenstoff aufweisen, denn je höher die Konzentration ist, umso höhere spezifische Gaserträge können erzielt werden. Bei Co-Vergärungsanlagen mit Rückführung ist dabei die Rückbelastung zu prüfen. Der Gasertrag – nebst dem Methangehalt des Biogases – ist wiederum der bestimmende Faktor für die Energieausbeute. Vorteilhaft ist ein geringer Oxidationsgrad des organischen Kohlenstoffs um einen hohen Methananteil im produzierten Gas zu erzielen (so z. B. bei Fetten). Soll das Co-Substrat nur Nährstoffdefizite kompensieren, ist ein möglichst hoher Gehalt des entsprechenden Nährstoffs vorteilhaft.
Pumpfähiger Zustand

Vor der Zugabe sollte das Gärgut in einem pumpfähigen Zustand sein oder durch die Vergärung in einen pumpfähigen Zustand überführt werden (ausgenommen Systeme zur Trockenvergärung). Hierbei beeinflusst der Trockensubstanzgehalt bzw. die Konzentration von suspendierten Stoffen (SS) die Pumpfähigkeit. Im Allgemeinen kann davon ausgegangen werden, dass bei einem TS-Gehalt unter ca. 14 % und einem SS-Gehalt von unter 12 % das Gärgut pumpfähig ist. Ausnahmen bilden z. B. Melassen aus der Zuckerproduktion, die auch bei TS-Gehalten über 40 % noch pumpfähig sind. Bei höheren SS-Gehalten sind häufig spezielle hydraulische Fördersysteme erforderlich. Bei Speiseresten und bei Bioabfall kommt es häufig vor, dass biologisch inerte Bestandteile bzw. Störstoffe enthalten sind, z. B. Metallteile, Glas, Kunststoffe, Knochen usw. Führen diese inerten Bestandteile dazu, dass die Pumpfähigkeit des Gärrückstands nicht mehr gegeben ist oder der Prozess nachhaltig gestört wird, so muss auf diese Co-Substrate verzichtet werden. Die Störstoffe müssen abgetrennt werden oder belastete Chargen können nicht verarbeitet werden.

Partikelgröße

Das Co-Substrat sollte möglichst keine größeren Stücke beinhalten, da diese die Abbaugeschwindigkeit und die Betriebsstabilität negativ beeinflussen können. Bei pflanzlichen Stoffen spricht man von einer günstigen Partikelgröße von ca. 1 cm, es sind aber auch noch feinere Partikel möglich. Es gilt die Regel, je höher der Zerkleinerungsgrad, umso schneller wird die Gärung in Gang gesetzt. Die Biogasproduktionsraten werden verbessert. Ob dies auch zu einer höheren Gasausbeute führt, hängt von der Verweilzeit ab. Ist der Vergärung jedoch eine Entwässerung nachgeschaltet, ist zu berücksichtigen, dass feine Partikel einen höheren Entwässerungsaufwand zur Folge haben. Bei verschiedenen Inputmaterialien kommt es häufig vor, dass sie vorher homogenisiert werden müssen. Es ist dafür ggf. ein gesonderter Mischbehälter oder eine geschlossene Grube erforderlich. 

Störstoffe

Die Co-Substrate sollen weitgehend störstofffrei sein, d. h. sie dürfen z. B. keine langen Faserstoffe enthalten, die sich um Rührwellen legen können. Es sollen auch keine Steine und keine größeren Mengen Sand enthalten sein. Kommt es zur Sedimentation im Gärbehälter und zum Stromausfall, kann beim Wiederanfahren die Rührwelle brechen. Reichert sich Sand oder Erde (z. B. sog. Bleicherde) an, so muss an eine automatische Sandaustragung mit einer Schneckenpumpe gedacht werden. Ggf. müssen diese Störstoffe in einem Vorbehandlungsschritt entfernt werden. Gerade inerte Feinpartikel, die mit geringem Energieaufwand in der gerührten Suspension zu halten sind, zeigen nach Sedimentation in Ruhephasen ein ganz anderes Verhalten. Durch interpartikuläre Adhäsionskrafte wird für eine erneute Fluidisierung des Sediments ein Vielfaches des für die bewegte Suspension notwendigen Energieeintrages benötigt. Da Mischsysteme in der Praxis häufig nicht für diesen Betriebszustand ausgelegt sind, kommt es zu den bekannten „Versandungen“, insbesondere in den nur sporadisch gerührten Gärrestlagerbehältern und in ungenügend durchströmten Reaktorbezirken.

Gleichbleibende Zusammensetzung

Für den kontinuierlichen Betrieb ist eine gleich bleibende Menge und Zusammensetzung der Co-Substrate vorteilhaft. Ansonsten müssen Vorratsbehälter vorhanden sein. Eine vergleichmäßigte, intervallweise Beschickung wirkt sich positiv auf die Mikroflora aus, da sich dann gleichzeitig eine Mikroflora mit niedriger und hoher Substrataffinität etablieren kann. Sind diese Voraussetzungen nicht gegeben, sollte die Verweilzeit verlängert bzw. die Beladungsrate verringert werden. Als Indikator für eine gute Funktionsweise der methanogenen Stufe der Biogasanlage gilt der Gehalt wasserdampfflüchtiger organischer Säuren (C2-C5), der bei <500 mg Ac-Äquivalente/l liegen sollte, und die Pufferkapazität bzw. Alkalität in mg CaCO3/l, die in mg etwa den doppelten Wert der wasserdampfflüchtigen organischen Säuren und Alkohole aufweisen sollte (Quotient < 0,5). Insbesondere bei NawaRo-Anlagen können Alkohole bis zu 40 % der gelösten Kohlenstofffracht ausmachen. Der pH sollte bei ≥ 7,0 sein.

Häufig wird auch der Quotient aus den flüchtigen organischen Säuren (FOS) und der Säurekapazität (TAC
)) als unter Betriebsbedingungen einfach bestimmbarer Überwachungsparameter herangezogen. Für Abfallvergärungsanlagen kann als Stabilitätskriterium ein Wert FOS/TAC < 0,3 angenommen werden; bei NawaRo-Anlagen sollte der Wert FOS/TAC < 0,6 betragen. Bei reinen Gülleanlagen ist der Parameter nicht anwendbar. Untersuchungen zum Säurespektrum sind hier aussagekräftiger. 

Fette

Bei stark fetthaltigen Co-Substraten ist darauf zu achten, dass die Temperatur nicht zu niedrig liegt. Sie sollte mindestens 25°C betragen. Für Fette ist ein thermophiler Prozess zum Abbau empfehlenswert, um diese in fein dispergiertem Zustand zu halten. Dies trägt auch zur Gewährleistung einer großen Phasengrenzfläche für extrazelluläre Enzymreaktionen und damit auch in der Regel zu einem schnelleren Abbau bei. Als Verfahrensmaßnahmen für die erfolgreiche Mitvergärung von Fetten als Co-Substrate sind zu beachten:

· Die langsame Fetthydrolyse bestimmt die hy-draulische Verweilzeit des Gärprozesses.

· Infolge des hohen Reaktorwasserdefizits beim Fettmetabolismus zu Biogas kann es zu einer Aufkonzentrierung und Umkehr der Phasenverteilung Wasser – Fett kommen. Dieser Zustand ergibt sich rechnerisch bei 15 bis 20 % Fett in der feuchten Inputmasse. In Übereinstimmung damit belegen auch Gärtests Prozessstörungen bei Überschreitung dieses Konzentrationsbereiches.

Ferner ist besonders bei Fetten mit hohem Kohlenstoffanteil an der Gesamtfracht auf die Zuführung essentieller Nährstoffe und Spurenelemente zu achten, siehe auch Abschnitt 4.3.

Toxizität/Schadstoffe

Die Co-Substrate dürfen keine bakteriengiftigen Verbindungen in Konzentrationen enthalten, die die anaerobe Lebensgemeinschaft in den Reaktoren störend beeinflussen. Dies kann teilweise durch übermäßige Konzentration eines einzelnen zwar biologisch abbaubaren Stoffes, der aber hemmende Zwischen- oder Endprodukte bildet, geschehen. So entsteht z. B. bei der Rapsölherstellung als Abfallprodukt Glycerinsulfat, das in kleinen Mengen sogar sehr günstig für eine Vergärung ist, aber in größeren Mengen zu einer übermäßigen H2S-Konzentration führt, die dann hemmend ist. Es ist sicher zu stellen, dass weitgehend keine Schwermetalle wie Blei, Cadmium, Chrom, Kupfer, Nickel, Zink, Quecksilber über die essentiellen Konzentrationen als Spurenelemente hinaus in die Vergärungsanlage gelangen. Schwermetalle wirken in höheren Konzentrationen toxisch; stellen jedoch auch ein negatives Qualitätskriterium für die Gärreststoffverwertung dar. Das gleiche gilt für chlorierte Kohlenwasserstoffe und ähnliche organische Schadstoffe, z. B. Tenside und Pharmazeutika. Günstigerweise ist hierzu eine Identifikationsanalyse vorzunehmen, die z. B. durch Labore durchgeführt werden kann, die gemäß der Verwaltungsvorschrift zum Vollzug der Klärschlammverordnung dazu anerkannt sind. Es ist zu berücksichtigen, dass eine Stoffverschiebung während des Abbaus stattfinden kann, in dem der Kohlenstoff abgebaut wird, aber Mineralien und Schwermetalle evtl. angereichert werden. 

4.2
Schadstoffgehalte der Substrate und Qualität des Gärrückstandes 

Neben dem Gehalt an wertgebenden Inhaltsstoffen (z. B. Nährstoffe, Spurenelemente) spielt für die Vermarktung des Gärrückstands sein Schadstoffgehalt eine wesentliche Rolle. Dieser wird hauptsächlich durch den Schadstoffgehalt in den Ausgangssubstraten beeinflusst. Bei der Vergärung von belasteten Abfällen ist zu berücksichtigen, dass während der biologischen Hydrolyse die biologisch nicht abbaubaren Bestandteile im Gärmedium verbleiben und sich anreichern. Das hat zur Folge, dass im Vergleich zum Ausgangssubstrat im Gärrückstand die auf die Trockenmasse bezogene Konzentration dieser Substanzen deutlich höher ist. Hat im Ausgangssubstrat die organische Substanz z. B. einen Anteil von 95 % an der Trockenmasse und wird dieser durch den biologischen Abbau auf einen Anteil von 50 % an der Trockenmasse reduziert, bedeutet dies für die auf die Trockenmasse bezogenen Konzentrationen der nicht abbaubaren Bestandteile eine Erhöhung um den Faktor 2,1. 

Für einen in der Praxis häufig relevanten Bereich bei Substraten mit einer oTR-Eingangskonzen-tration von 50 – 80 %TR und Abbaugraden der organischen Trockensubstanz von 50 – 80 % erhöt sich der Schadstoffegehalt um den Faktor 1,3 bis 4.
4.3
Mögliche Co-Substrate

Biologisch abbaubare Stoffe, die als Co-Substrat geeignet sind, sind im Anlage  tabellarisch aufgeführt, wobei gleichzeitig bereits mögliche Gasausbeuten angegeben sind. Entsprechend dem unterschiedlichen Input von Co-Vergärungsanlagen sind die Co-Substrate in folgende Gruppen eingeteilt worden:

· Wirtschaftsdünger

· landwirtschaftliche Produkte sowie Energiepflanzen, agroindustrielle Abfälle 

· kommunale Abfälle. 

Der Anhang 3 enthält qualitative Empfehlungen für Co-Substrate um dem Betreiber einer Co-Vergärungsanlage eine ergänzende Hilfestellung bieten. Bei einseitig, stark kohlenstoffhaltigen Inputmaterialien kann es zu Mangelerscheinungen kommen, die die Gaserträge limitieren. So gibt es Hinweise, dass bei speziellen Bioabfällen die Elemente Kobalt, Nickel oder auch Selen limitierend sein können, da gerade die methanbildenden Bakterien diese seltenen Elemente zum Stoffwechselprozess benötigen. Die notwendigen Konzentrationen bewegen sich allerdings im Bereich von 1 ppm. Die Spurenelemente dürfen dabei nicht durch zu viel Huminstoffe, Schwefelwasserstoff oder Sulfide gebunden sein.

4.4
Vorbehandlung der Co-Substrate

Die Annahmestation für flüssige bzw. pumpfähige Bioabfälle kann im einfachsten Fall aus einer flexiblen Schlauchleitung bestehen, die an Tankfahrzeuge angekuppelt wird. Die flüssigen Abfälle können dann im geschlossenen System in einen Annahmeschacht oder einen Zwischenspeicher entleert werden. Auf Kläranlagen können flüssige Co-Substrate auch direkt über eine (evtl. vorhandene) Fäkalannahmestation angenommen werden, womit sich gleichzeitig die Möglichkeit der Störstoffabtrennung ergibt. Eine Aufbereitungsstation für flüssige Co-Substrate sollte mindestens in der Lage sein, grobe Störstoffe wie Steine, Knochen, Metallteile, Folien und Textilien zurückzuhalten. Nachgeschaltet sollte sich ein Speichertank befinden, in dem das Co-Substrat zur gleichmäßigen Dosierung in den Faulbehälter zwischengelagert werden kann. Je nach Art des Co-Substrats kann auch die Umwälzung und Beheizung des Speichers bzw. die Zufuhr des warmen Faulbehälterinhaltes (bzw. auf Kläranlagen von warmem Faulschlamm) zur Vermischung, Neutralisierung und verbesserten Hydrolyse sinnvoll sein. Abfälle, die dem Tierische Nebenprodukte- Beseitigungsgesetz unterliegen (z. B. Speisereste) müssen separat hygienisiert werden (i.d.R. Erhitzung auf 70 °C für mindestens 60 Minuten Dauer, siehe auch Tabellen 3 und 4). Bei inhomogenen, feststoffhaltigen Substraten empfiehlt sich die Anordnung eines Zerkleinerungsaggregates (Mazerator, Schneidscheibenmühle), um Rohrleitungen und Pumpen zu schützen und eine gute Abbaubarkeit zu gewährleisten. 

Bei sehr inhomogenen Bioabfällen (z. B. Biotonnen-Inhalte), die reich an Störstoffen sein können, ist eine umfangreichere Aufbereitungstechnik erforderlich. Die gesamte Annahme- und Aufbereitungsstation sollte dann in einer geschlossenen Halle untergebracht werden, um Geruchsemissionen zu vermeiden. Kommunale Bioabfälle, die üblicherweise mit Müllfahrzeugen angeliefert werden, können in der Halle in einen Flachbunker abgekippt werden. Mit einem Radlader können die Abfälle dann in eine Aufbereitungslinie gegeben werden, wie sie aus der Flüssigvergärung von Bioabfällen bekannt ist. Sie besteht in der Regel aus folgenden Hauptaggregaten:

· Aufgabetrichter mit darunter liegender Schraubenmühle zur Grobzerkleinerung, 

· Förderband mit Überbandmagnet zur Fe-Metall-Abscheidung,

· Abfall-Pulper (wird z.T. auch als „Stofflöser“ oder Auflösebehälter bezeichnet) mit integrierter oder nachgeschalteter

· Störstoffabtrennung mittels Sink-/Schwimm-trennung bzw. Nasssiebung

· Schwerstoffabscheidung aus der Suspension z. B. mit Hilfe eines Hydrozyklons und

· Suspensionsspeicher.

Alternativ können bei Speiseresten, Großmarktabfällen und überlagerten Lebensmitteln Mazeratoren mit vorgeschalteter Sedimentabscheidung eingesetzt werden. Überlagerte Lebensmittel müssen ggf. zusätzlich entpackt werden. Zur Steuerung des Aufbereitungsprozesses ist eine entsprechende Mess-, Steuer und Regelungstechnik (MSR-Technik) erforderlich, ebenso wie die Anbindung an das Prozessleitsystem der Gesamtanlage. Zur Annahme- und Aufbereitungsstation gehört auch die Abluftbehandlungsanlage für die Hallenluft. 

5
Anlagenspezifische technische Anforderungen 

Bei der Mitbehandlung von Bioabfällen ist generell folgendes zu beachten:

· Die Co- Substrate sollten grundsätzlich möglichst gleichmäßig zugegeben werden. Stoßbelastungen müssen vermieden werden.

· Die Biozönose des Gärbehälters sollte an neue Co-Substrate langsam gewöhnt (adaptiert) werden. Die Zugabemenge kann dann schrittweise gesteigert werden.

· Die Co-Substrate sollten möglichst homogen sein und ggf. schon vor der Zugabe in den Faulbehälter mit dem Fermenterinhalt, d.h. dem Grundsubstrat gemischt werden.

5.1
Co-Vergärung in Faulbehältern kommunaler Kläranlagen

Um die auf der Kläranlage angenommenen Co-Substrate registrieren zu können, ist eine Fahrzeugwaage erforderlich. Die Waage kann entfallen, wenn sich eine öffentliche Waage in der Nähe der Kläranlage befindet oder flüssige Bioabfälle angeliefert werden, deren Volumen registrierbar ist. Aus Gründen der Abrechnung und Dokumentation muss jedoch die Erfassung der angelieferten Mengen möglich sein. Da die biogenen Abfälle größtenteils mit LKW angeliefert werden, muss vor der Annahmestation eine ausreichend große, befestigte Fläche vorhanden sein. Damit wird ermöglicht, ausgelaufene Flüssigkeiten einfach zu entfernen. Die Annahmestation ist an das Schlammsystem der Kläranlage anzubinden. Möglicherweise müssen Rohrleitungstrassen gebaut werden, um die Co-Substrat-Suspension in einen Rohschlammvorlagebehälter bzw. direkt in den Faulbehälter einspeisen zu können. Durch die Zugabe des Co-Substrates wird die Gasproduktion ansteigen, so dass gegebenenfalls die Erweiterung der vorhandenen Anlagen zur Gasverwertung (Leitungen, Speicher, Maschinen, Notfackel) erforderlich wird. 

Verschiedene Auswertungen zeigen, dass in vielen Faulbehältern auf Kläranlagen in Deutschland Kapazitätsreserven bestehen, die sich grundsätzlich zur Mitbehandlung von Co-Substraten anbieten. Dabei muss jedoch beachtet werden, dass bei den Auswertungen meist nur die Mittelwerte der vorhandenen Faulzeiten betrachtet wurden. Jahreszeitlich bzw. saisonal bedingt kann es zu Schwankungen im Rohschlammanfall der Kläranlage kommen. Bei Spitzenschlammanfällen steht dann weniger freies Volumen für die Mitbehandlung von Bioabfällen zur Verfügung.

In Anlehnung an das Merkblatt des MUNLV (MUNLV 2001) zur Co-Fermentation biogener Abfälle in Faulbehältern können drei Parameter für den Nachweis der Faulbehälterkapazität genannt werden (Tabelle 7): 

· Die Faulzeit in Tagen [d]

· Die organische Raumbelastung des Faulbehälters in [kg oTR/m³∙d]

Der Gehalt an organischen Säuren im Faulbehälter in [mg/l]

Die angegebenen unteren Faulzeiten sollten nicht unterschritten, die oberen Werte nicht überschritten werden. Wenn entsprechende Erfahrungen vorliegen oder vergleichbare Ergebnisse nachgewiesen werden können (z. B. bei NawaRo-Anlagen), kann von diesen Werten auch abgewichen werden. Es kann jedoch bei der derzeitig eingesetzten Faultechnik nicht empfohlen werden, bei einstufiger, mesophiler anaerober Stabilisierung Faulzeiten von 15 Tagen zu unterschreiten. Ein geeigneter Parameter zur Kontrolle einer weitgehend abgeschlossenen Faulung sind die organischen Säuren im Faulbehälter. Ein Wert von 300 mg/l zeigt eine gute Ausfaulung des zugeführten Substrates an und sollte als Zielwert dienen. Solange der Wert von 500 mg/l nicht überschritten wird, läuft die Stabilisierung gut und eine Überlastung der Faulbehälter ist nicht gegeben. Ab Werten über 500 mg/l muss die Substratzugabe verringert werden. Dazu muss aber auch die Pufferkapazität (Alkalinität) bekannt sein, die den doppelten Wert oder höher aufweisen sollte (als mg CaCO3/l bestimmt), wobei der pH-Wert über 7 liegen sollte. Ist dies nicht der Fall, sollte die Substratgabe verringert werden. 

Tabelle 6: 
Mögliche Prozessparameter bei der Co-Vergärung in kommunalen Faulbehältern, (modifiziert nach MUNLV 2001)
	Anlagengröße
	< 50.000 EW
	50.000 – 100.000 EW
	> 100.000 EW

	Faulzeit [d]
	20 - 30
	15* - 20
	15* - 18

	Organische Raumbelastung
[kg oTR/m³∙d]
	1,5
	bis 3,0*
	bis 4,5*

	In wasserdampf flüchtige organische Säuren (C2-C5)
[mg Ac-Äquivalente/l]
	< 500 im täglichen Betrieb


* nur als Spitzenbelastung
Stickstoffbelastung im Schlammwasser

Das bei der Entwässerung anfallende Schlammwasser wird in die biologische Stufe der Kläranlage eingeleitet und dort behandelt. Mit besonderem Augenmerk ist der Stickstoffgehalt des Schlammwassers zu beobachten, da er die maßgebende Größe für die Belastung der Kläranlagenbiologie darstellt. Bei der Mitbehandlung von Fettabscheiderinhalten oder anderen fetthaltigen Substraten ist kaum mit einer wesentlichen Erhöhung der Stickstofffrachten zu rechnen, da diese Abfälle meist sehr wenig Protein enthalten. Bei anderen Abfällen, z. B. bei Speiseabfällen oder Futtermittelabfällen ist der Proteingehalt i. d. R. höher und daher besonders kritisch zu beobachten. 


6
Verwertung der Gärrückstände

6.1
Behandlung der festen Gärprodukte

6.1.1
Kläranlagen

Üblicherweise ergibt sich durch die Zugabe von Co-Substraten keine Änderung hinsichtlich der Weiterbehandlung des Faulschlammes. Der Schlamm wird auf den Kläranlagen i. d. R. statisch eingedickt und/oder maschinell entwässert, bevor er einer stofflichen Verwertung oder thermischen Behandlung zugeführt wird. Kleine Kläranlagen geben Ihre Schlämme häufig zur Entwässerung an größere Anlagen ab. 

Auf größeren Kläranlagen wird der ausgefaulte Schlamm vor der mechanischen Entwässerung konditioniert. Dabei werden Konditionierungsmittel (z. B. Polymere oder Branntkalk) zugegeben, um die Entwässerungsfähigkeit des Schlammes herzustellen bzw. zu verbessern. Je nach angestrebtem Entsorgungsweg kommen verschiedene Konditionierungsmittel in Frage. Nach den vorliegenden Erfahrungen wird die Entwässerbarkeit des Faulschlammes bei Verwendung strukturhaltiger Bioabfälle (Biotonneninhalte) tendenziell leicht verbessert, während bei der Mitbehandlung größerer Mengen fetthaltiger Co-Substrate sich auch eine Verschlechterung der Entwässerbarkeit einstellen kann. Durch Überprüfung und Anpassung der Konditionierung (Änderung der Polymersorte oder 
-zugabemenge) lassen sich solche Verschlechterungen teilweise wieder ausgleichen. 

Allgemein gilt, dass mit erhöhtem Abscheidegrad der Entwässerungseinrichtung der abgetrennte Feststoffkuchen eine höhere Restfeuchte aufweisen kann, da durch die feinschluffigen Feststoffbestandteile mehr Wasser gebunden wird als bei Abtrennung und Auspressung von Grobstoffen.

Sofern aus verfahrenstechnischen Gründen Wert auf ein sauberes Zentrat gelegt wird, um es als Verregnungswasser zu nutzen oder in Vorbereitung einer weitergehenden Behandlung (z. B. Membrantechnologien), sind Dekanterzentrifugen einzusetzen, die hohe Abscheidegrade bei gleichzeitiger großer kontinuierlicher Durchsatzleistung aufweisen. Allerdings bedingen sie für einen effizienten Betrieb i. d. R. den Einsatz polymerer Flockungshilfsmittel. Deren wichtigster Bestandteil, Polyacrylamid, darf gemäß der aktuellen Düngemittelverordnung ab 2013 nicht mehr in Düngemitteln enthalten sein. Bleibt diese Regelung bestehen und soll eine Verwertung in der Landwirtschaft nach 2013 fortgesetzt werden, muss rechtzeitig an den Einsatz von alternativen Hilfsstoffen gedacht werden. 

6.2
Bodenbezogene Verwertung

Eine bodenbezogene Verwertung der Gärrückstände setzt voraus, dass die zu verwertenden Gärrückstände möglichst aus Materialien resultieren, die in den relevanten gesetzlichen Vorschriften (Bioabfallverordnung, Klärschlammverordnung, Hygieneverordnung, Düngemittelverordnung) positiv gelistet sind und sie die geforderten Schadstoffgrenzwerte einhalten. Ist dies der Fall sind prinzipiell folgende Verwertungswege möglich:

· Direkter Einsatz des Ablaufs der Co-Vergärungsanlage als Flüssigdünger in der Landwirtschaft,

· Verwertung des entwässerten (Klär-) Schlammes als Dünger in der Landwirtschaft, 

· Fertigkompost zur landwirtschaftlichen, gärtnerischen oder forstwirtschaftlichen Verwertung nach Entwässerung und aerober Kompostierung mit Grüngut,

· Komponente eines Substratgemisches (z. B. Pflanzsubstrat, Rasensubstrat, Dachgartensubstrat) oder

· als Roh- bzw. Fertigkompost im Landschaftsbau zur Rekultivierung von z. B. Tagebergbauflächen oder Abfalldeponien. 

Bei der bodenbezogenen Verwertung der Gärreste sind vor allem zwei Aspekte zu berücksichtigen. Dies sind die gesetzlichen Rahmenbedingungen und die Qualitätsanforderungen des Marktes. Die gesetzlichen Rahmenbedingungen werden in Deutschland durch die Bioabfallverordnung (BioAbfV) und die Klärschlammverordnung (AbfKlärV) sowie das Düngemittelgesetz mit der Dünge- (DüngeV) und der Düngemittelverordnung (DüngeMV) vorgegeben. Diese drei Verordnungen beziehen sich aufeinander, definieren die wesentlichen Begriffe und regeln parallel zueinander die landwirtschaftliche, gärtnerische oder forstwirtschaftliche Verwertung von Bioabfällen, Klärschlämmen und deren Gemische.

Neben dem direkten Einsatz der Gärrückstände bzw. des Klärschlamms in der Landwirtschaft oder dem Gartenbau können die Gärprodukte im Landschaftsbau verwertet werden. In der Regel erfolgt hierbei eine vorausgehende Kompostierung unter Zugabe entsprechenden Strukturmaterials. Als Roh- oder Fertigkompost kann das Material z. B. zur Böschungsbegrünung, zur Rekultivierung von Tagebergbauflächen oder zur Oberflächenabdeckung und Rekultivierung von Restmülldeponien eine sinnvolle Verwendung finden. 

Der Einsatz richtet sich nach den Anforderungen der Deponieverordnung und Deponieverwertungsverordnung. Beim Einsatz auf Bergbauflächen müssen auch die Anforderungen aus dem Bergrecht beachtet werden.

6.2.1
Bioabfallverordnung und Klärschlammverordnung

Legen BioAbfV und AbfKlärV die spezifischen Anforderungen an die Ausgangsstoffe und die Qualitätskriterien der Gärreste fest, deren Erfüllung überhaupt erst ihre stoffliche Verwertung ermöglicht, definiert die DüngeMV zusätzliche Anforderungen, die beim Inverkehrbringen der Gärreste als Düngemittel, Bodenhilfsstoff, Kultursubstrat oder Pflanzenhilfsstoff und deren Anwendung erfüllt werden müssen. Dies bedeutet, dass Gärreste aus der Co-Vergärung nur dann landwirtschaftlich oder gärtnerisch verwertet werden können, wenn sie der BioAbfV oder AbfKlärV genügen.

Wird einer Co-Vergärung Klärschlamm als Substrat zugeführt, unterliegt die Verwertung der Gärprodukte der Klärschlammverordnung (AbfKlärV). Es ist zu berücksichtigen, dass gemäß AbfKlärV nur Klärschlamm aus der Abwasserbehandlung von Haushaltsabwässern, kommunalen Abwässern oder Abwässern mit ähnlich geringer Schadstoffbelastung auf landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten Böden verwertet werden kann. Fällt die Verwertung in den Gültigkeitsbereich der AbfKlärV, hat dies im Vergleich zur BioAbfV wesentliche Einschränkungen zur Folge, z. B.:

· Das Aufbringen auf Gemüse- und Obstanbauflächen ist verboten.

· Auf Ackerflächen, die auch zum Anbau von Feldgemüse genutzt werden, ist im Jahr der Aufbringung und dem darauf folgenden Jahr der Anbau von Feldgemüse verboten.

· Das Aufbringen auf Dauergrünland ist verboten.

· Das Aufbringen auf forstwirtschaftlich genutzte Böden ist verboten.

Hinzu kommt ein deutlich höherer Aufwand für Untersuchungen, Schadstoffanalysen und die geforderten Nachweise im Vergleich zur BioAbfV.

Unter die BioAbfV fallen alle Bioabfälle. Diese sind Abfälle tierischer oder pflanzlicher Herkunft zur Verwertung, die durch Mikroorganismen, bodenbürtige Lebewesen oder Enzyme abgebaut werden können; hierzu gehören insbesondere die in Anhang 1 Nr. 1 der BioAbfV genannten Abfälle. Von der BioAbfV ausgenommen sind Bodenmaterial ohne wesentliche Anteile an Bioabfällen sowie Pflanzenreste, die auf forst- oder landwirtschaftlich genutzten Flächen anfallen und auf diesen Flächen verbleiben. Das Aufbringen von Bioabfällen und Gemischen, die andere als in Anhang 1 Nr. 1 der BioAbfV genannte Abfälle enthalten, kann nur mit der Zustimmung der zuständigen Behörde erfolgen. Zum Erlangen einer derartigen Zustimmung sind Angaben zur Art, Beschaffenheit oder Herkunft der Bioabfälle und Daten zur Schadstoffbelastung der Bioabfälle vorzulegen.

Innerhalb eines Zeitraumes von 3 Jahren ist auf derselben Fläche nur die Aufbringung von Bioabfällen und Gemischen nach der BioAbfV oder die Aufbringung von Klärschlamm und Klärschlammkomposten nach der AbfKlärV zulässig. BioAbfV und AbfKlärV legen Mindestanforderungen an die Qualität der Gärprodukte fest, damit diese zu einer Verwertung zugelassen sind. Im Zentrum stehen dabei die Gehalte an Schadstoffen wie Schwermetalle oder organische Halogenverbindungen sowie die Ausbringungshöchstmengen, die im Wesentlichen von den zugelassenen Schadstoffkonzentrationen abhängen. Zusätzlich begrenzt die BioAbfV den Anteil an Fremdstoffen (insbesondere Glas, Kunststoff sowie Metall) und Steinen. Die wichtigsten Grenzwerte sind in Tabelle 8 enthalten. 
6.2.2
Düngemittelverordnung 

Die Düngemittelverordnung DüngeMV ist zu berücksichtigen, wenn die Gärprodukte als organische oder organisch-mineralische Düngemittel, Bodenhilfsstoff, Kultursubstrat oder Pflanzenhilfsstoff in Verkehr gebracht werden sollen. Sie bezieht sich im Falle der Verwertung von Bioabfällen und deren Gemische auf die Bioabfallverordnung (BioAbfV) und im Falle der Verwertung von Klärschlamm und Klärschlammkomposten auf die Klärschlammverordnung. Das bedeutet, dass die DüngeMV die Vorgaben dieser beiden Verordnungen aufgreift. Zusätzlich werden in den Tabellen im Anhang 2 der DüngeMV Anforderungen an die Art und Herkunft der Ausgangssubstrate konkretisiert.

Ferner legt die DüngeMV Anforderungen an Hilfsstoffe fest, die zur Aufbereitung der Ausgangsstoffe eingesetzt werden. Ein Verbot des Einsatzes von Polyacrylamiden ist ab 2013 vorgesehen. Allgemein wird gefordert, dass Hilfsstoffe zu keiner Erhöhung der Schadstoffgehalte beitragen dürfen.

Bei der Verwertung als Düngemittel fordert die DüngeMV Mindestgehalte für die Nährstoffe Stickstoff (N), Phosphor (P) und Kalium (K). Für die Verwertung als Boden- oder Pflanzenhilfsstoff werden Obergrenzen für Stickstoff (N), Phosphor (P), Kalium (K) Schwefel (S) und Calciumoxid (CaO) festgelegt.

Tabelle 7:  Grenzwerte für Bioabfälle und Klärschlämme bei der landwirtschaftlichen Verwertung
	
	
	BioAbfV
	AbfKlärV

	
	
	
	gültige Fassung
	Stand 2008*

	Ausbringungshöchstmenge
	[t TM/ha/3a]
	20
	30
	5
	5

	Blei 
	[mg/kg TM]
	150
	100
	900
	100

	Cadmium 
	[mg/kg TM]
	1,5
	1
	10 / 5(1)
	2

	Chrom 
	[mg/kg TM]
	100
	70
	900
	80

	Kupfer 
	[mg/kg TM]
	100
	70
	800
	(600)

	Nickel 
	[mg/kg TM]
	50
	35
	200
	60

	Quecksilber 
	[mg/kg TM]
	1
	0,7
	8
	1,4

	Zink 
	[mg/kg TM]
	400
	300
	2.500 /
2.000(1)
	(1.500)

	AOX
	[mg/kg TM]
	–
	–
	500
	

	PCB
	[mg/kg TM]
	–
	–
	0,2
	

	PCDD/PCDF
	[ng TE/kg TM]
	–
	–
	100
	

	Steine(2)
	[%TM]
	5
	5
	–
	

	Fremdstoffe(3)
	[%TM]
	0,5
	0,5
	–
	


(1)
reduzierte Grenzwerte bei Ausbringung auf leichte Böden
(2)
Steine mit einem Siebdurchgang von mehr als 5 mm
(3)
Fremdstoffe mit einem Siebdurchgang von mehr als 2 mm

*aktueller Diskussionsstand beim BMU

6.2.3
Weitere Qualitätsanforderungen

Neben den gesetzlichen Anforderungen an die Qualität bestehen vor allem im Bereich des Garten- und Landschaftsbau weitere Qualitätsanforderungen, die für die Vermarktung des Kompostes aus den Gärprodukten entscheidend sind. Im Wesentlichen sind dies folgende Kriterien:

· Strukturstabilität:
Mechanische Beanspruchung beim Transport und Anwendung des Kompostes setzen eine mechanische Stabilität der Kompostagglomerate voraus, damit die Porenstruktur des Kompostes erhalten bleibt. Diese feste Struktur wirkt einer Bodenverdichtung entgegen. Deshalb sind feste, strukturgebende Bestandteile und ein geringer Feinkornanteil vorteilhaft.

· Wasserhaltefähigkeit:
Eine hohe Wasserhaltefähigkeit ist vor allem für den Einsatz als Substrat im Garten- und Landschaftsbau vorteilhaft.

· Salzgehalt:
Die Salztoleranz vieler Pflanzen ist begrenzt. Da sich viele für eine Co-Vergärung geeignete Substrate, insbesondere Abfälle, durch relativ hohe Salzgehalte auszeichnen, kommt deshalb diesem Parameter bei der Verwertbarkeit des Gärrückstands eine wichtige Bedeutung zu.

· Optischer Eindruck des Kompostes:

Für die Vermarktung hat der optische Eindruck des Kompostes einen wichtigen Einfluss, da bei Substraten, die dem Anwender schon rein optisch zusagen, bessere Verwertungskonditionen erzielt werden.

Oftmals besitzen Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft hohe Gehalte an den essentiellen Spurennährstoffen Kupfer und Zink. Bei einer Co-Vergärung von Wirtschaftsdüngern und Bioabfällen kann es deshalb zu Überschreitungen dieser Schwermetall-Grenzwerte der BioAbfV im Gärrest kommen. In diesem Fall kann in Abstimmung mit der zuständigen Behörde entsprechend § 4 (3) der BioAbfV eine Ausnahmegenehmigung eingeräumt werden, wenn Beeinträchtigungen des Wohls der Allgemeinheit nicht zu erwarten sind. Dies kann sinnvoll durch eine Frachtenbetrachtung oder den Nachweis eines entsprechenden Düngebedarfs der Spurennährstoffe Cu und Zink belegt werden. 

6.3
Thermische Behandlung und Verwertung

Gärprodukte von Anaerobreaktoren, in denen Bioabfälle (Fettabscheiderrückstände, Abfälle aus der Lebensmittelproduktion, Haushaltsbiomüll) mit Klärschlamm oder Güllen als Grundsubstrat vergoren werden, können wie das Hauptsubstrat, auch thermisch behandelt bzw. verwertet werden. 

Scheidet wegen zu hoher Schadstoffgehalte oder anderer Gründe eine Verwertung des Gärrückstandes bzw. Klärschlamms in der Landwirtschaft oder im Landschaftsbau aus, muss dieser i. d. R. thermisch behandelt werden. Eine Deponierung ohne Vorbehandlung ist nach Abfallablagerungsverordnung vom 20.02.2001 und nach Deponieverordnung vom 24.07.2002, nicht mehr möglich, da ein Glühverlust des vorbehandelten Abfalls unter 3 bzw. 5 % gefordert wird. (Deponie Klasse I < 3 % (< 1 % TOC); Deponie Klasse II < 5 % (< 3 % TOC)). Die Grenzwerte bezüglich der organischen Restfracht für die Deponierung können nur in einer Klärschlammverbrennungsanlage erreicht werden. 

Für die Monoklärschlammverbrennung ist i.d.R. eine Entwässerung/Vortrocknung auf 40 – 50 % TR-Gehalt nötig, bevor eine Veraschung (ohne Stützfeuerung) in einem Wirbelschichtofen oder Etagenofen vorgenommen werden kann. Der getrocknete Schlamm wird vermahlen direkt in das Wirbelbett aus Sand oder anderem inerten Material eingedüst und durch einen ca. 850 °C heißen Luftstrom in Schwebe gehalten und verbrannt. Der hohe Staubgehalt in der Abluft und der erhöhte Feinkornanteil in der Bettasche bei der Klärschlammverbrennung sollte sich bei der Verbrennung von Klärschlamm aus der Co-Vergärung mit Bioabfallfraktionen nicht wesentlich unterscheiden. Auch bei der Mitverbrennung in Kohlekraftwerken oder Zementwerken kann davon ausgegangen werden, dass die Gärreste aus einer Co-Vergärung diesen Entsorgungswegen zugeführt werden können. 

Die thermische Behandlung von Gärprodukten aus landwirtschaftlichen Anlagen ist nicht üblich. Für eine Co-Vergärung von Bioabfällen mit Rinder- oder Schweinegülle sollten daher nur schadstoffarme Fraktionen eingesetzt werden, so dass die Gärprodukte nach der in der BioAbfV (Anhang 2) geforderten Hygienisierung als betriebseigener Dünger ausgebracht werden dürfen. 

6.4
Sonstige Verwertungswege

Anderweitige thermische Verfahren zur stofflichen Verwertung von abgetrennten festen Gärprodukten sind derzeit eher die Ausnahme. Entwässerter Gärrückstand bzw. Klärschlamm kann auch in der Ziegelindustrie als Zuschlagstoffe bzw. in der Zementindustrie als Brennstoffzusatz eingesetzt werden. 

7
Abwässer

Auf allen Vergärungsanlagen (auch Trockenvergärungsanlagen) fällt im Fermenterablauf neben den verbleibenden Reststoffen auch Wasser an, dessen Menge annähernd dem Feuchtigkeitsgehalt des Inputs entspricht. Die Menge des anfallenden Abwassers ist für ein bestimmtes Ausgangsmaterial maßgeblich vom Wassergehalt der zugeführten Materialien, vom Wassergehalt des Gärrests, vom Organikgehalt der zugeführten Materialien und vom Abbaugrad der zugeführten Organik abhängig.

Kläranlagen 

Der Einsatz von Co-Substraten zur gemeinsamen Vergärung mit einem Basis- oder Hauptsubstrat hat beim unterschiedlichen Einsatz bzw. bei den zugehörigen Prozesszielsetzungen der beschriebenen Co-Vergärungssysteme eine differenzierte Bedeutung und erfordert entsprechend zugeordnete Maßnahmen in Hinblick auf die Entstehung bzw. Verwertung oder Beseitigung der Abwässer.

Die Co-Vergärung in Faulbehältern kommunaler Kläranlagen findet ihre Anwendung überwiegend auf Kläranlagen mittlerer bzw. größerer Anschlusswerte und greift dort oft auf ungenutzte, vorhandene Reaktionsräume zurück. Die Co-Substrate stellen in diesem Anwendungsbereich meist von ihrem Volumen her eine untergeordnete Rolle gegenüber den zu verarbeitenden Klärschlammmengen dar und sind in ihrer Ausgangsbeschaffenheit meist feststoffreicher als das Basissubstrat.

Bei einer meist obligatorischen Schlammentwässerung bei Anlagen dieser Nutzungsart fallen entsprechende Filtrat- bzw. Dekantatabwässer an, welche durch die zudosierten Co-Substrate mit einer zusätzlichen Schmutzfracht und zusätzlichen Mengen beaufschlagt werden.

Die zugehörigen Abwasserreinigungssysteme erhalten aus dem Co-Substrat zwangsläufig eine zusätzliche Rückbelastung, welche insbesondere beim Parameter Stickstoff von besonderer Bedeutung sein kann.

In den meisten Anwendungsfällen werden die bei der Klärschlammentwässerung entstehenden Prozessabwässer bei angepasster Auslegung der biologischen Abwasserreinigungsstufe verfahrenstechnisch problemlos mit verarbeitet, wobei hier eine verzögerte Dosierung der meist höher konzentrierten Teilströme sinnvoll bzw. notwendig ist.

In besonderen Fällen findet auch eine separate Vorbehandlung der Abwasserteilströme statt, bevor die Endreinigung in der Basisstufe der zugeordneten Abwasserreinigungsanlage erfolgt.

8
Merkpunkte für Planung und Betrieb (Auswahl)

8.1
Weitergehende Anforderungen

Während die Umsetzung der bisherigen gesetzlichen Anforderungen und der allgemein anerkannten Regeln der Technik zumeist durch standardisierte und kostenoptimierte Lösung realisiert werden kann, bedingen weitergehende Grenzwertsenkungen (z. B. aufgrund besonderer behördlichen Auflagen) häufig einen Qualitätssprung mit weitreichenden Auswirkungen auf die Verfahrensgestaltung und die Anlagenkosten.

Ebenfalls kostensteigernd wirken die Hygienisierungsanforderungen. Die konventionelle Technologie (1 h bei 70 °C) ist problemlos in den Vergärungsprozess integrierbar, sowohl was die Handhabung der aufgeheizten Stoffströme als auch die Wärmebereitstellung aus dem ca. 90 °C heißen Kühlwasserkreislauf eines Standard-BHKWs betreffen.

Wird eine Hygienisierung bei 90 °C gefordert, kann man noch mit kostenintensiveren BHKW-Druckkühlkreisläufen arbeiten. Die Sterilisation bei 133 °C bedingt dagegen ein völlig separates Heizsystem mit Wärmeträgerkreislauf oder Dampfeindüsung und führt zu einem drastischen Kostensprung. Die Hygienisierungsanforderungen sind nicht in Frage zu stellen, aber es sollte sorgfältig geprüft werden, ob statt einer pauschalen Vollstromhygienisierung eine minimierte Teilstrombehandlung genehmigungsfähig ist.

8.2
Eigentumsverhältnisse

Die Eigentumsverhältnisse an der Anlage bestimmen wesentlich das Anlagenkonzept. Landwirtschaftsbetrieben zugeordnete Biogasanlagen, arbeiten häufig als reine NawaRo-Anlagen, um den für diese Anlagen gewährten Bonus des EEG zu nutzen. Werden sie als Co-Fermentation betrieben und werden neben der Verarbeitung von Güllen aus dem Agrarbetrieb des Betreibers Abfälle angenommen, ist zu berücksichtigen, dass für die zusätzlichen Abfälle häufig keine langfristigen Verträge und damit Gebührenfestschreibungen möglich sind, da gewerbliche Abfälle über Entsorgungsbetriebe auf dem freien Markt bezogen werden. 

Kommunal- bzw. verbandsgeführte Abfallbehandlungsanlagen haben demgegenüber die Möglichkeit des Abschlusses von langzeitstabilen kostendeckenden Entsorgungsverträgen. Der Gärrückstand kann i. d. R. aber nicht unmittelbar auf umliegenden Flächen verwertet werden. Da ein Transport des unbehandelten flüssigen Gärrückstands über größere Distanzen nicht wirtschaftlich ist, muss dieser entsprechend aufbereitet werden. Das bedeutet: Fest-Flüssig-Trennung, Abwasserbehandlung, Fest-stoffrotte (nicht in jedem Fall) und Entsorgung bzw. Vermarktung der Feststoffe. 

8.3
Abfallrelevante Auswirkungen

Wichtig für die Anlagenplanung ist besonders eine Langzeitprognose zur Entwicklung von Abfallaufkommen und -zusammensetzung. Änderungen der Gewerbestruktur im Sammelgebiet sowie des Konsumverhaltens können über die Anlagenlaufzeit zu sehr unterschiedlichen Bedingungen bei der Abfallaufbereitung, der Biogasverwertung und der Nutzung der Restprodukte führen. Damit bedarf es der Entscheidung, ob hohe technologische Flexibilität bei entsprechenden Mehrkosten zu gewährleisten ist, oder ob gegebenenfalls Einbindungen und Freiräume für Nachrüstungen bei einer minimierten Grundvariante zu berücksichtigen sind. 

Allgemein zeigt sich bei nicht ausreichend verfügbarem Input eine erhöhte Risikobereitschaft der Betreiber bezüglich der Annahme nicht im ursprünglichen Anlagenkonzept enthaltener Abfallstoffe. Hier kann nur eine sorgfältige Vorfelduntersuchung empfohlen werden, da die Auswirkungen auf den Prozess vielfältig, schwer überschaubar und gravierend sein können.

8.4
Gaserträge

Der wesentliche Erlösfaktor bei Vergärungsanlagen ist der Energiegehalt des Biogases, der jedoch nur optimal zum Tragen kommt, wenn auch eine Wärmenutzung möglich ist. 

8.5
Planungshinweise

Die folgende Liste fasst wichtige Aspekte, die bei der Planung einer Mitbehandlung von Co-Sub-straten berücksichtigt werden sollten, zusammen. Sie erhebt keinesfalls Anspruch auf Vollständigkeit, so dass im Einzelfall weitere, hier nicht gelistete Aspekte von Wichtigkeit sein können. 

1. Kapazitäten zur Annahme von 

Co-Substraten 

· Faulbehälter/Anlagen zur Gasverwertung/ BHKW etc.

· Jahreszeitliche Schwankungen und Spitzenbelastungen beim Anfall des Grundsubstrates beachten.
2. Verfügbarkeit der Co-Substrate

- 
Welche Mengen sind zu erwarten? 
- 
Kontinuierliche/periodische Anlieferung? 
- 
Wie lange ist das Material zu speichern (Geruch? Konsistenz? Absetzen? Jahreszeit beachten!)?
- 
Ist die wirtschaftliche Anlieferung der Co-Substrate langfristig gesichert?

- 
Einschätzung der Marktentwicklung für die geplanten Co-Substrate
3. Grundsätzliche Eignung der Materialien 

- 
Organischer Anteil > 50 % (bezogen auf GV)
- 
Abbaubarkeit des org. Anteils (oTR) möglichst > 50 %
- 
Spezifischer Gasertrag des Co-Substrates möglichst > 0,25 m³ Methan/kg oTR
- 
Anteil holziger Stoffe, Federn, etc.
- 
Positive Einflüsse auf die Stabilität des Faulprozesses und die Qualität des stabilisierten Materials 

4.
Störstoffe
- 
Welche Störstoffe sind möglich (z. B. Faserstoffe, Textilgewebe, Steine, Sand (worst case-Betrachtung!))?

- 
Auswirkungen auf Fördereinrichtungen (Pumpen, Rohre etc.) 

- 
Faulbehälter (Verzopfung, Schaumbildung)
- 
Sonstige vor-/nachgeschaltete Aggregate (z. B. Entwässerung)?

- 
Einfluss auf Entsorgung/Verwertbarkeit des Gärrückstandes?


- 
Sind Aggregate zur Abtrennung oder Zerkleinerung von Störstoffen erforderlich (z. B. Sieb, Magnetabscheider)?

5. Vorbehandlung und Zugabe/Dosierung der Co- Substrate
- 
Speicherbehälter/Grube 

- 
Aggregate zur Zerkleinerung, Anmaische, Homogenisierung

- 
Hygienisierung der Co-Substrate erforderlich? 

- 
Temperatur des zudosierten Co-Substrates beachten (evtl. Vorerwärmung im Winter!)

- 
adsorptive Entgiftung? 

- 
Schwermetallauskreisung

- 
Organische Stoßbelastungen ggf. durch Zweiphasenprozess abfangen
6. Auswirkungen der Zugabe der Co-Subs-trate auf den Faulprozess
- 
C:N – Verhältnis ≥ 15? 

- 
Nährstoffsituation auch hinsichtlich Mikronährstoffen wie Kobalt, Nickel

- 
pH-Wert? Pufferkapazität

· Reaktionen mit dem Grundsubstrat (z. B. Bildung von Klumpen, Inkrustationen/ Schaumbildung/Anbackungen, Fällungsreaktioen etc.) Verhalten bei Ausfall des Mischsystems beachten (Sedimentation!)

· Bei Mitvergärung von Fetten auf hydraulische Verweilzeit und mögliches Reaktorwasserdefizit achten

· Toxische Effekte (z. B. H2S bei Zugabe von Glycerinsulfat aus Rapsölherstellung, Rapskuchen) 

· Belastungen des Faulprozesses durch Schwermetalle, CKW, Tenside, Pharmaka etc. ?


7. Auswirkungen auf angrenzende Anlagenteile

- 
Rückbelastung der Kläranlage

- 
Entwässerungsverhalten des Gärrückstandes 
8. Auswirkungen auf den Gärrückstand und dessen Entsorgung/Verwertung

- 
Anreicherung von Schadstoffen im Gärrückstand aufgrund des Abbaus der Organik (siehe Kap 3.2) 

- 
Bei Entwässerung: Erheblicher Teil der Schadstoffe/N-Belastung kann gelöst oder an Feinstpartikel gebunden im Prozesswasser bzw. Abwasser vorliegen
- 
Kann am bisherigen Entsorgungsweg unverändert festgehalten werden? 
- 
Einfluss auf die technische Ausrüstung zur Verwertung des Gärrückstandes
9. Überschlägige Wirtschaftlichkeitsbetrachtung

In welchem Verhältnis stehen die erwarteten Einnahmen (Entgelte für Abnahme von Bioabfällen und vermehrte Biogas- bzw. Strom- und Wärmeproduktion) zu den Aufwendungen (Investitions- und Betriebskosten für zusätzlichen maschinellen und personellen Aufwand für die Co-Vergärung)?
Wird aus 1. bis 9. deutlich, dass eine Co-Vergärung sinnvoll durchgeführt werden kann, sollten vor einer Detailplanung die genehmigungsrechtlichen Fragen geklärt werden (Änderung/Ergänzung der Anlagengenehmigung).
10. Planung zusätzlich erforderlicher Anlagen zur Annahme/Verarbeitung der vorgesehenen Co-Substrate

· Annahmestation/Störstoffabscheidung/
Vorlagebehälter 

- 
Speicher (Umwälzeinrichtungen/Beheizung/ Zufuhr warmen Faulbehälterinhaltes etc.)
- 
ggf. Anlagen zur Hygienisierung (i. d. R. 70 °C, 60 Min)
- 
ggf Zerkleinerungsaggregate (Mazerator, Schneidscheibenmühle etc.) 
- 
Fördereinrichtung (Rohrleitung, Pumpen, etc.)
- 
MSR-Technik (Einbindung in MSR-Konzept der Gesamtanlage)
- 
Spezielle Dosierregime (Zwischenlagerung und getrennte Dosierung von Einzelsubstraten und Nährstoffen) 
- 
Behandlung der Abluft/Einhausung 
- 
Ggf. Entsorgung von Abfällen aus der Aufbereitung der Co-Substrate berücksich-
tigen
- 
substratspezifische Anforderungen beim Umgang mit Sonderabfällen (Lagerung, Brand- und Exschutz, Hygienisierung/Ste-
rilisation)
11. Planung ggf. zusätzlich erforderlicher Anlagen der Faulung/Gasverwertung

Durch die Zugabe der Co-Substrate wird die Gasproduktion ansteigen. Gegebenenfalls werden Erweiterungen der vorhandenen Anlagen zur Gasverwertung (Leitungen, Speicher, Maschinen, Notfackel) erforderlich.
12. Ggf. erforderliche Änderungen der Aufbereitung des Gärrückstandes berücksichtigen

(z. B. Konditionierung/Entwässerung/Kalkzu-gabe/Konfektionierung)
13. Arbeitsschutz- und sicherheitstechnische Anforderungen 
- 
z. B. Schadstoffindikation, Kontrolle und Belüftung von Arbeitsbereichen 
· Ermittlung potenzieller Emissionen von Gefahrstoffen oder Bildung explosiver Gemische (z. B. Vermischung der Co-Substrate bei der Anlieferung)




Anlage 1:
Stoffdaten sowie Biogasausbeuten von relevanten Co-Substraten 
(KTBL 249, 1998, ergänzt um Daten aus KTBL 40050 sowie aus der Internetseite von C.A.R.M.E.N e.V., 
Straubing 2005)
	Wirtschaftsdünger
	LAGA1 Nr.
	EWC-2 Code
	TS 3
%
	oTS4
% TS
	Ngesamt


%TS

	C/N5
	Kohlenstoff-

gehalt

% TS
	Methan-ausbeute Nl6*/kg oTSzu

	Rindergülle
	13702
	020106
	6-11
	68-85
	4,6
	10
	46
	200-260

	Rindermist
	13704
	020106
	12-25
	65-85
	2,3
	19,5
	26
	200-260

	Schweinegülle
	13702
	020106
	2,5-9,7
	60-85
	12
	7,5
	45
	260-450

	Schweinemist (frisch)
	13704
	020106
	20-25
	75-90
	3,9
	12,5
	
	200-400

	Hühnerkot (fest)
	13701
	020106
	32
	70-80
	5,4
	
	
	200-400

	Schafmist (frisch)
	13704
	020106
	25-30
	80
	3
	14
	
	200-400

	Pferdemist (frisch)
	13704
	020106
	28
	75
	2,1
	18
	
	300-400

	Landwirtschaftliche Produkte
	
	
	
	
	
	
	
	

	Silage (Gras)*
	n.v.
	n.v.
	26-82
	67-98
	5,2
	
	
	250-350

	Heu
	11701
	020103
	86-93
	83-93
	2,-2,5
	
	
	

	Klee
	11701
	020103
	20
	80
	2,8
	12
	
	200-400

	Getreidestroh
	11102
	020304
	85-90
	85-89
	0,5
	
	68
	200-300

	Getreidekörner
	11102
	020304
	87
	98
	
	
	
	370

	Maisssilage 
(Teigreife)
	11701
	020103
	30
	95
	
	
	30
	250-350

	Rübenblatt
	11701
	020103
	15
	95
	2,2
	15,5
	40
	350-400

	Futterrübensilage + Blatt
	11701
	020103
	12-15
	80
	
	
	38
	400

	Kartoffelkraut
	11701
	020103
	25
	79
	1,5
	20,5
	
	300-400

	Kartoffeln
	11407
	020702
	22
	94
	
	
	
	380

	Laub
	91701
	020103
	85
	82
	1
	50
	
	200-400

	Agroindustrielle Abfälle
	
	
	
	
	
	
	
	

	Apfelschlempe
	11407
	020702
	2,-3,7
	94-95
	
	6
	
	330

	Kartoffelschlempe
	11407
	020702
	12-15
	90
	9,0
	6
	48
	370

	Getreideschlempe
	11407
	020702
	4-6
	95
	8,0
	
	
	380

	Melasseschlempe
	11407
	020702
	10,5
	71,2
	
	
	
	

	Apfeltrester
	11415
	020702
	25
	86
	1,1
	30
	
	

	Obsttrester
	11415
	020702
	40-50
	30-93
	1,1
	40
	44
	300-400

	Rebentrester
	11415
	020702
	40-50
	80-95
	2,0
	25
	50
	

	Biertreber
	11404
	020799
	21-15
	66-95
	4,5
	9,5
	43
	300-400

	Bleicherde
	12901
	020399
	
	
	
	4
	
	700

	Filtrationskieselgur (Bier)
	31434
	020701
	30
	6,3
	0,7
	5
	3,5
	

	Melasse**
	53502
	070599
	80
	95
	1,5
	20,5
	
	400

	Molke
	12502
	020599
	4,3-6,5
	80-92
	1,1
	27
	
	

	Milch
	12502
	020599
	13
	95
	
	
	
	450

	Quark
	12502
	020500
	22
	95
	
	
	
	450

	Altbrot
	
	020601
	65
	97
	
	
	
	400

	Gemüseabfälle**
	91601
	200302
	5-20
	76-90
	4
	15
	
	300-400

	Heilkräuter
	53502
	070599
	53
	55
	2,3
	14
	
	

	Kakaoschalen
	11418
	020304
	95
	91
	2,5
	21
	
	

	Ölsaatenrückst.
	12101
	020304
	92
	97
	1,4
	41
	57,5
	450-550

	Raps-Extr.-schrot
	11701
	020103
	88
	93
	5,6
	8
	
	

	Rizinusschrot
	11701
	020103
	90
	81
	5,6
	8
	47
	

	Gycerin*
	
	
	100
	99
	
	
	39
	350

	Vinasse*
	n.v.
	020499
	63
	53
	3,8
	5
	
	

	Kollagen Wursthautherst.
	19911
	020202
	5-12
	97-99
	16
	
	
	

	Kommunale Abfälle und Schlachthofabfälle
	
	
	
	
	
	
	
	

	Klärschlamm*
	
	190805
	
	
	
	
	
	

	Gärrest (Bioabfall)
	
	
	
	
	
	
	
	

	Bioabfall
	91701
	200201
	40-75
	50-70
	1,6
	25-80
	ca. 40
	200-400

	Frischkompost
	91701
	200201
	40-50
	50-70
	1,6
	25-40
	ca. 40
	150-300

	Grünschnitt
	91701
	200201
	11,7
	87-93
	3,8
	12-27
	
	300-400

	Mähgut (Segge)
	91701
	200201
	22-37
	93-96
	2,5
	23
	
	250-400

	Flotatschlamm 
(Schlachthof)
	12501
	020204
	5-24
	83-98
	6
	
	
	600-800

	Fettabscheider-rückstand**
	12501
	020204
	2-70
	69-99
	0,1-3,6
	
	
	600-700

	Mageninhalt (Schwein)
	13108
	020299
	15
	87
	2,6
	17-21
	
	200-300

	Panseninhalt (unbeh.)
	13108
	020299
	15
	87
	1,5
	17-21
	
	180

	Tierkörpermehl
	13402
	020102
	
	
	8-12
	2,5-5
	
	500-600

	Blutmehl
	13106
	020203
	90
	80
	12
	4
	48
	450-520

	Speiseabfälle
	91202
	200108
	9-37
	74-98
	0,6-5,0
	15-21
	0,04-0,18
	400-500

	*
= 
für die mit Stern gekennzeichneten Stoffe ist keine Zuordnung zu LAGA bzw. EWC vorhanden.
** 
= 
für die mit Doppelstern gekennzeichneten Stoffe sind neben den in der Tabelle aufgeführten Codes mehrere 
Zuordnungen nach LAGA/EWC möglich.
1 
= 
Lager: Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall
2 
= 
European Waste Code
3 
= 
Trockensubstanz
4 
= 
Organische Trockensubstanz
5 
= 
Kohlenstoff: Stickstoffverhältnis, Ein Verhältnis unter 15 gilt für die Vergärung als Monosubstrat als ungünstig, 
weil zu viel toxisches Ammoniak entsteht
6 
= 
Normliter


Anlage 2: 
Qualitative Bewertung der Eignung von Abfällen als Substrate für eine Co-Vergärung 

	
	bedingt
	geeignet
	gut

	Hausmüllabfälle und hausmüllähnliche Gewerbeabfälle
	
	
	

	Hausmüll
	X
	
	

	Bioabfall
	
	X
	

	Verpackungsmaterial und Kartonagen
	X
	
	

	Küchen- und Kantinenabfälle
	
	
	X

	Markt-, Garten- und Parkabfälle
	
	
	

	Marktabfälle
	
	
	X

	Garten- und Parkabfälle
	X
	
	

	Wasseraufbereitung und Abwasserreinigung
	
	
	

	Sedimentationsschlamm Vorwiegend mineralische Schlämme 
aus der Wasseraufbereitung sind nur bedingt geeignet
	X
	
	

	Rohschlamm
	
	X
	

	Überschussschlamm aus biologischer Reinigungsstufe
	
	X
	

	Fäkalschlamm oder Fäkalien aus Sammelgruben
	
	X
	

	Rechengut
	X
	
	

	Rückstände aus Siel-, Kanalisations- und Gullyreinigung Rechengut ist nur nach sorgfältiger Aufbereitung geeignet und ist somit als bedingt einzustufen, Sehr sandhaltige Rückstände sind nicht oder nur bedingt geeignet
	X
	
	

	Gewässerunterhaltung
	
	
	

	Schlamm aus Gewässerreinhaltung Sand oder tonhaltige Schlämme sind nicht od nur bedingt geeignet
	X
	
	

	Abfisch-, Mäh- und Rechengut Stark holzhaltige oder 
kunststoffhaltige Fraktionen sind nicht oder nur bedingt geeignet
	
	X
	

	Abfälle aus der Nahrungsmittelproduktion
	
	
	

	Überlagerte Nahrungsmittel
	
	
	X

	Spelze, Spelzen- und Getreidestaub
	
	X
	

	Würzmittelrückstände
	
	X
	

	Rückstände aus Konservenfabrikation
	
	X
	

	Rückstände a. d. Kartoffelstärkeherstellung
	
	X
	

	Rückstände a. d. Maisherstellung
	
	X
	

	Rückstände a. d. Reisherstellung
	
	X
	

	Melassenrückstände
	
	
	X

	Teigabfälle
	
	
	X

	Sonstige schlammförmige Nahrungsmittelabfälle
	
	
	X

	Abfälle aus der Genußmittelproduktion
	
	
	

	Überlagerte Genußmittel
	
	X
	

	Tabakstaub, -grus, -rippen, -schlamm
	
	X
	

	Zigarrenfehlchargen
	
	X
	

	Malztreber, Malzkeime
	
	X
	

	Hopfentreber
	
	X
	

	Obst-, Getreide- und Kartoffelschlempen
	
	X
	

	Trub und Schlamm aus Brauereien
	
	X
	

	Schlamm aus Weinbereitung 
	
	X
	

	Schlamm aus Brennerei
	
	X
	

	Trester
	
	X
	

	Kaffee-Extraktionsrückstände
	
	X
	

	sonstige Fabrikationsrückstände von Kaffee
	
	X
	

	Fabrikationsrückstände von Tee
	
	X
	

	Fabrikationsrückstände von Kakao
	
	X
	

	Hefe und hefeähnliche Rückstände
	
	
	X

	Abfälle pflanzlicher und tierischer Fettprodukte
	
	
	

	Ölsaatenrückstände
	
	X
	

	Wachse
	X
	
	

	Fettabfälle
	
	X
	

	Inhalt von Fettabscheidern
	
	X
	

	Molke
	
	X
	

	Schlamm aus der Speisefettfabrikation
	
	X
	

	Schlamm aus der Speiseölfabrikation
	
	X
	

	Bleicherde, entölt
	
	X
	

	Tierische Fäkalien
	
	
	

	Geflügelkot
	
	X
	

	Schweine und Rindergülle
	
	X
	

	Mist
	
	X
	

	Schlachtabfälle
	
	
	

	Borsten- und Hornabfälle
	X
	
	

	Knochenabfälle und Hautreste
	X
	
	

	Innereien
	
	X
	

	Geflügelabfälle
	
	X
	

	Fischabfälle
	
	X
	

	Blut
	
	X
	

	Federn
	X
	
	

	Magen- und Darminhalte
	
	X
	

	Wildabfälle
	
	X
	

	Sonstige Tierkörperteile
	
	X
	

	Abfälle von Häuten und Fellen
	
	
	

	Leimleder
	X
	
	

	Rohspalt
	X
	
	

	Gelatinespalt
	
	X
	

	Abfälle aus Celluloseherstellung und -verarbeitung
	
	
	

	Schlamm aus Zellstoffherstellung
	
	X
	

	Schlamm aus Papierherstellung
	
	X
	

	Schlamm aus Cellulosefaserherstellung
	
	X
	

	Alkylcellulose- oder Alkalicelluloseabfälle
	X
	
	

	Viskosereste
	X
	
	

	Papier- und Pappeabfälle
	
	
	

	Schnitt- und Stanzabfälle
	X
	
	

	Papierklischees, Makulatur
	X
	
	

	Papierfilter, Zellstofftücher
	
	X
	

	Hygienepapier
	
	X
	

	Altpapier
	X
	
	

	Sonstige Rückstände und Abfälle
	
	
	

	Stärkeschlamm
	
	X
	

	Schlamm aus Gelatineherstellung
	
	X
	

	Gelatinestanzabfälle
	
	X
	

	Grasschnitt
	
	X
	

	Rübenblatt
	
	X
	

	Futtermittelrückstände
	
	X
	

	Makroalgen
	
	X
	

	Wasserhyazinthen
	
	X
	

	Darmabfälle
	
	X
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Kategorie 1-Material�nach Artikel 4�

Kategorie 2-Material�nach Artikel 5�

Kategorie 3-Material�nach Artikel 6�

�

alle Körperteile einschließlich Haut BSE-verdächtiger Tiere, Versuchstiere, Wildtiere



Küchen- und Speiseabfälle aus dem grenzüberschreitenden Verkehr�

Gülle sowie Magen- und Darminhalte (Sonderregelung!)



Tiermaterial, das bei der Behandlung von Abwässern aus Schlachthöfen gesammelt wird einschließlich Siebreste, Abfall aus Sandfängen, Fett-/ Ölgemische, Schlämme und Material aus den Abflussleitungen solcher Anlagen�

Schlachtkörperteile



Häute, Hufe, Hörner, Schweineborsten, Federn



Blut von anderen Tieren als Wiederkäuern



Rohmilch



Küchen- und Kantinenabfälle�

�

unverzügliche Abholung und Verbrennung �oder�Behandlung nach �Methode 1 bis 5 (Methode 1 auf Verlangen der Behörde) und �Geruchsstoffmarkierung�und �Verbrennung�

wie Kategorie 1 



oder �Behandlung nach Methode 1 �(50 mm, 3 bar, 133 °C, 20 Min) �und  �Geruchsstoffmarkierung �und�Verarbeitung in einer nach Artikel 15 zugelassenen Biogas- oder Kompostieranlage �

wie Kategorie 2 



oder �Verarbeitung in einer nach Artikel 15 zugelassenen Biogas- oder Kompostieranlage, d.h. Entseuchung �(12 mm, 70 °C, 60 Min)�

�









Hygieneanforderungen bei der Vergärung







Bioabfälle







Rein pflanzliche Bioabfälle�(z.B. Strauchschnitt)



Bioabfall aus der getrennten häuslichen Sammlung







Hygieneanforderung nach BioAbfV: ��55 °C, 24 h, hydraul. Verweilzeit >20 d�oder �Vor- oder Nachbehandlung bei  70 °C, 1 h�oder �aerobe Nachrotte







Bioabfälle �die tierische Nebenprodukte enthalten







Tierische Nebenprodukte�(Tierkörperteile, Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die nicht für den menschlichen Verzehr bestimmt sind) 







Zuordnung des Materials entsprechend der Definition der EG 1774/2002







„Sonderregelungen“







Gülle



die nicht  in Verkehr gebracht wird ��sonst vor Inverkehrbringung:�70 °C, 60 Min







Milch, Kolostrum,�Milcherzeugnisse



soweit durch Behörde genehmigt, �sonst wie Material Kat 1 bis 3







���Keine Hygienanforderungen ��an das Inputmaterial oder den Gärprozess







NawaRo







NawaRo�wenn�Inputstoffe ausschließlich NawaRo und Wirtschafts-dünger (Gülle)�







Keine Hygiene-anforderung �an das Inputmaterial oder den Gärprozess







bei Behandlung in Abfallvergärungs-anlage 



oder Faulbehälter einer Kläranlage 







Darminhalt,�der vom Magen und Darmtrakt getrennt wurde




































